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1. Einleitung

Die vorliegende Ausarbeitung prift die Wirtschaftlichkeit mdglicher kommunaler
Organisationsformen zur Ubertragung von Aufgaben des Rettungsdienstes im Landkreis
Teltow-Flaming. Auf dieser Grundlage wird eine Empfehlung ausgesprochen. In einem
zweiten Schritt wird die Umsetzung der empfohlenen Organisationsform fir den Landkreis
Teltow-Flaming abgebildet. Folgende Unterlagen wurden durch den Eigenbetrieb
Rettungsdienst zur Verfligung gestellt und flieRen in die Ausarbeitung ein:

e Jahresabschluss Eigenbetrieb Rettungsdienst 2010

e Jahresabschluss Eigenbetrieb Rettungsdienst 2011

¢ Kosten- und Leistungsrechnung Rettungsdienst 2012

¢ Betriebskostenabrechnung der Hilfsorganisationen 2010

e Stellungnahme des Landkreistages Brandenburg zum Betriebsiibergang (Dr. Steffen
Iwers)

e Stellungnahme zum Betriebslibergang bei Eigengesellschaften im Landkreis Teltow-
Flaming (RA/Fachanwalt fir Arbeitsrecht Dr. Dennis Bredehorn)

¢ Beil, Baumgart und Kollegen Wirtschaftsprifer und Steuerberater: Konzept zur Griindung
und Umsetzung einer GmbH fiir den Landkreis Teltow-Flaming (Dipl.-Kfm. Eckardt Beil)

e Beil, Baumgart und Kollegen Wirtschaftsprifer und Steuerberater: Steuerrechtliche
Anfrage/Stellungnahme Finanzamt Luckenwalde (Dipl.-Finanzwirt (FH) Heiko Baumgart)

e Muster eines Beauftragungsvertrags zwischen dem Landkreis Teltow-Flaming und einer
Rettungsdienstgesellschaft

e Leistungsmerkmale (Leistungsumfang, Rettungsmittelpersonal, Rettungsmittel)

e Tarifvertrage der Leistungserbringer

Zunachst wird die Ausgangslage aus struktureller, wirtschaftlicher und rechtlicher Sicht
dargestellt. Darauf aufbauend werden die zur Verfligung stehenden kommunalen
Organisationsformen vorgestellt und auf ihre wesentlichen Eigenschaften hin untersucht.
Nach einer Bewertung der bestimmenden Faktoren wird — unter Wirdigung der spezifischen
Ausgangslage des Landkreises Teltow-Flaming — eine Empfehlung fur die wirtschaftlichste
Organisationsform ausgesprochen.

Im zweiten Teil erfolgt ein Uberblick (ber die strukturellen und organisatorischen
Bestandteile der empfohlenen Organisationsform. Dabei geht es insbesondere um jene
MalRnahmen, die notwendig sind, um eine mdglichst komplikationslose Umsetzung der
gewahlten Organisationsform zum 1. Januar 2013 zu gewahrleisten. Da es sich um einen
dynamischen Prozess handelt, erhebt die Darstellung der MaRnahmen nicht den Anspruch
der Vollstandigkeit. Anzumerken bleibt an dieser Stelle, dass eine Umstrukturierung gemalf
der vorliegend geplanten Form zum 1. Januar 2013 sehr arbeitsintensiv ist und die
unbedingte Zusammenarbeit aller beteiligten Akteure voraussetzt.

1.1 Strukturelle Ausgangslage — Rettungsdienst Eigenbetrieb

Der Landkreis Teltow-Flaming ist Trager des bodengebundenen Rettungsdienstes im
territorialen Gebiet (Rettungsdienstbereich) des Landkreises Teltow-Flaming (Grundlage: § 6
Abs. 1 des Gesetzes Uber den Rettungsdienst im Land Brandenburg, BbgRettG).
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Gegenwartig lasst er die Aufgaben des Rettungsdienstes (8§ 2 BbgRettG) durch drei
Hilfsorganisationen erbringen:

e Arbeiter-Samariter-Bund, Ortsverband Luckau/Dahme e. V., nachfolgend ASB genannt,

¢ Johanniter-Unfall-Hilfe, Regionalverband Potsdam-Mittelmark-Flaming e. V., nachfolgend
JUH genannt,

o Deutsches Rotes Kreuz, Kreisverband Flaming-Spreewald e. V., nachfolgend DRK
genannt.

Die zwischen dem Landkreis Teltow-Flaming und den drei Hilfsorganisationen
geschlossenen offentlich-rechtlichen Vertrage und deren Anlagen uber die Erbringung von
Aufgaben des Rettungsdienstes wurden gekindigt. Sie laufen ohne weitere
Verlangerungsoption zum 31. Dezember 2012 aus. Der Kreistag des Landkreises Teltow-
Flaming hat der Kiindigung mit Beschluss Nr. 4-1266/12-I1l am 18. Juni 2012 zugestimmt.

Der Landkreis Teltow-Flaming betreibt seit 2001 parallel einen Eigenbetrieb fir Aufgaben
des Rettungsdienstes. Dieser flihrt eine vom Kreishaushalt und den Hilfsorganisationen
gesonderte Wirtschaftsfihrung, Vermoégensverwaltung und Rechnungslegung. Verwaltungs-,
Personal- und Sachkosten des Rettungsdienstes sind keine Kosten des Kreishaushaltes,
sondern Kosten des Eigenbetriebes. Sie werden Uber Geblhrenertrdge refinanziert.
Grundlage der Gebihrensatzung des Eigenbetriebes ist eine mit den Kostentragern
(Krankenkassen) abgestimmte, an einer sparsamen und wirtschaftlichen Betriebsfihrung
ausgerichtete Kosten- und Leistungsrechnung (KLR). Samtliche Finanz- und
Leistungsbeziehungen zwischen Eigenbetrieb und Landkreis entstehen in Art und Hohe
unabhangig von mdéglichen zukiinftigen Organisationsformen.

Die Erfullung der Aufgaben des Rettungsdienstes verursacht bei den beauftragten
Hilfsorganisationen Verwaltungs-, Personal- und Sachkosten. Diese werden den
Leistungserbringern mittels monatlicher Abschlagszahlungen durch den Eigenbetrieb
Rettungsdienst erstattet. Im Jahr 2012 betragt der kalkulierte Verwaltungskostenanteil der
Hilfsorganisationen ca. 198 TEUR. Der Personal- und Sachkostenanteil der
Hilfsorganisationen fiir 2012 ist der Anlage 2 zu entnehmen.

Das Personal der notarztlichen Versorgung wird auf der Grundlage o6ffentlich-rechtlicher
Vereinbarungen durch die Krankenhauser Ludwigsfelde und Luckenwalde gestellt. Die
notarztliche Versorgung bleibt von etwaigen Organisationsanderungen unberihrt, da die
beauftragten Hilfsorganisationen nicht an der Bereitstellung des notérztlichen Personals
beteiligt sind.

Folgende infrastrukturelle Kernaufgaben werden derzeit durch den Eigenbetrieb
Rettungsdienst erbracht:

Gebuhreneinzug fir den Rettungsdienst,

Erstellung der Kostenkalkulation mittels KLR (Gebilhrensatzung),

AnhoOrung Kostentrager,

Wirtschafts- und Investitionsplanung,

Finanzbuchfiihrung und Berichterstattung,

Vertragsmanagement mit externen Leistungsanbietern (Notérzte, Mietvertrage),
Verantwortung und Uberwachung der rechtlichen und strukturellen Vorgaben,
»+Anbindung“ der Regionalleitstelle an den Landkreis,

Koordination und Kommunikation mit anderen 6¢ffentlichen Stellen und Kostentragern,
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o Offentliche Ausschreibung fur die Sachmittelausstattung und Dienstleistungen,
¢ Verwaltung und Bereitstellung der Rettungswachen.

Personell werden die Kernaufgaben durch drei Angestellte, eine Beamtin und einen Leiter
Rettungsdienst erfillt. Werkleiter des Eigenbetriebes ist der Leiter des Ordnungsamtes. Die
Tatigkeit des Koordinators fur die Regionalleitstelle wird durch den Eigenbetrieb und den
Landkreis finanziert. Der &rztliche Leiter Rettungsdienst (ALRD) und dessen Stellvertreter
sind ehrenamtlich tatig. Sie erhalten eine Aufwandsentschéadigung vom Eigenbetrieb.

Wenn im Folgenden von der Kommunalisierung der Aufgaben des Rettungsdienstes
gesprochen wird, sind damit die Aufgaben der beauftragten Hilfsorganisationen gemeint.
Dies beinhaltet im Wesentlichen die Bereitstellung des Personals fir die Rettungswachen
sowie Aufgaben der Verwaltung (Personalmanagement und Abrechnung mit dem
Eigenbetrieb). Der Eigenbetrieb Rettungsdienst und dessen Kernaufgaben bleiben
unverandert bestehen.

1.2 Rechtliche Ausgangslage — Arbeitsrecht

Die unmittelbar im Rettungsdienst beschéftigten Mitarbeiter sind Angestellte der jeweiligen
Hilfsorganisationen. Die Vergiitung der Angestellten richtet sich nach den kollektivrechtlichen
Vereinbarungen (Tarifvertrage/Betriebsvereinbarungen) der Hilfsorganisationen. Zwischen
dem Landkreis Teltow-Flaming und den Mitarbeitern im Rettungsdienst bestehen keine
unmittelbaren Vereinbarungen.

1.3 Rechtliche Ausgangslage — Zivilrecht

Aus dem Bereich des Zivilrechts sind insbesondere die Eigentums- und Besitzverhaltnisse
an den Gegenstanden, die zur Durchfilhrung des Rettungsdienstes erforderlich sind, von
Bedeutung. Die Fahrzeuge und Medizinprodukte des Rettungsdienstes sind Eigentum des
Eigenbetriebes. Sie werden den beauftragten Hilfsorganisationen fir die Aufgaben des
Rettungsdienstes lUberlassen.

Gegenwartig sind die Rettungswachengebaude des Landkreises entweder Eigentum des
Eigenbetriebes Rettungsdienst (Landkreis) oder werden durch diesen angemietet. Dabei
handelt es sich um folgende Standorte:

e Rettungswache Mahlow (Eigentum)

e Rettungswache Ludwigsfelde (Ev. Krankenhaus Ludwigsfelde)

¢ Rettungswache Trebbin (Trebbiner Wohnungsbaugesellschaft mbH)

e Rettungswache Zossen (DRK-Kreisverband Flaming-Spreewald e. V.)
e Rettungswache Luckenwalde (Eigentum)

e Rettungswache Juterbog (Eigentum)

¢ Rettungswache Petkus (Stadt Baruth/Mark)

e Rettungswache Dahme (Arbeiter-Samariter-Bund Dahme/Luckau)

¢ Rettungswache Baruth (Eigentum)




/2 Kommunalisierung des Rettungsdienstes

Die Betriebs- und Geschéaftsausstattung (BGA) der Rettungswachen sowie die
Verbrauchsmaterialien sind mehrheitlich Gegenstédnde des Rettungsdienstes und werden
durch den Eigenbetrieb Rettungsdienst finanziert.

1.4 Rechtliche Ausgangslage — Vergaberecht

Der BGH (Vergabesenat des Bundesgerichtshofes/X. Zivilsenat) hat mit Beschluss vom 1.
Dezember 2008 (Az.: X ZB 32/08) festgestellt, dass auf die Ubertragung der Durchfiihrung
von Rettungsdienstleistungen das Vergaberecht anzuwenden ist. Grund: Es handelt sich um
einen offentlichen Auftrag Uber Dienstleistungen gem. 8 99 Abs.4 GWB (Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen). Die bis dahin anders lautende Rechtsprechung des OLG
Berlin Brandenburg (Beschluss vom 18. September 2008) und die Regelungen des § 10
BbgRettG zur Vergabe sind somit veraltet. Daraufhin hat das zustandige Fachministerium
des Landes Brandenburg die Ubertragung von Vollzugsaufgaben im Rettungsdienst des
Landes Brandenburg nach 8§ 10 Abs. 1 BbgRettG im April 2009 fur ausschreibungspflichtig
erklart (Vgl. Rundschreiben LKT 237/2009).

Somit resultierten die nunmehr gekindigten o6ffentlich-rechtlichen Vertrage mit den
genannten Hilfsorganisationen (Wahrnehmung der Vollzugsaufgaben von Rettungswachen)
bislang aus einem vergaberechtswidrigen Verfahren. Dieses entspricht nicht dem Verfahren
der Vergabe- und Vertragsordnung fir Leistungen/Teil A. Die Fortfihrung der Vertrage
(jahrlich stillschweigende Verlangerung) tber den 31. Dezember 2012 hinaus ist rechtlich
problematisch: Ausgehend von der Klarstellung des BGH sind rettungsdienstliche Leistungen
im Rahmen eines foérmlichen Vergabeverfahrens alle vier, folgt man dem Brandenburgischen
Rettungsdienstgesetz alle finf Jahre (8 10 Abs. 4 BbgRettG) zu vergeben. Aus diesen
Griinden hat der Kreistag des Landkreises Teltow-Flaming am 18. Juni 2012 folgerichtig den
Landrat mit der Kiindigung der o6ffentlich-rechtlichen Vertrage beauftragt.

1.5 Wirtschaftliche Ausgangslage

Die mit den Kostentragern (Krankenkassen) abzurechnenden Gesamtkosten des
Rettungsdienstes setzen sich aus den Gesamtkosten des Eigenbetriebes Rettungsdienst
und den Gesamtkosten der Leistungserbringer zusammen. Der Vollstandigkeit halber sei
hier auch auf die anteiligen Kosten des Betriebes der Regionalleitstelle in Brandenburg an
der Havel hingewiesen. Diese sind fir die gegenwartige Betrachtung jedoch irrelevant. Das
Gesamtvolumen belauft sich gemafl der Kosten- und Leistungsrechnung Rettungsdienst
2012 auf 9.527.969 Euro (vgl. Anlage 2).

Der Rettungsdienst wird durch Benutzungsgebtihren finanziert. Grundlage fir die Ermittlung
der Benutzungsgebiihrensatze ist eine mit den Kostentragern oder ihren Verbanden
abgestimmte, an einer sparsamen und wirtschaftlichen Betriebsfihrung ausgerichtete
Kosten- und Leistungsrechnung. Vor dem Erlass von Satzungen oder Gebuihrenordnungen
haben sich die Kostentrager Uber die Wirtschaftlichkeit zu vergewissern (8§ 17 Abs. 2
BbgRettG).

Die wirtschaftliche Lage des Eigenbetriebes Rettungsdienst ist stabil, er selbst
leistungsfahig. Um Wiederholungen zu vermeiden, wird auf entsprechende Ausfihrungen
des Wirtschaftsprifers in den zuriickliegenden Jahresabschliissen 2010 und 2011 sowie die
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Ausfihrungen des Werkleiters im Lagebericht der jeweiligen Jahresabschlisse des
Eigenbetriebes verwiesen.
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2. Entscheidungsvarianten und deren bestimmende Kriterien

Fur die Kommunalisierung des Rettungsdienstes im Landkreis Teltow-Flaming gibt es drei
unterschiedliche Modelle. Denkbar ist zundchst die Ubertragung der Aufgaben der
Hilfsorganisationen in ein Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit (Eigenbetrieb).
Als weitere Organisationsform kommt ferner der Ubergang in ein Unternehmen mit eigener
Rechtspersonlichkeit in Form des oOffentlichen Rechts (kommunale Anstalt des 6ffentlichen
Rechts) in Betracht. Die dritte Variante ist der Ubergang in ein Unternehmen mit eigener
Rechtspersonlichkeit in einer Form des Privatrechts, deren Anteile vollstandig der Gemeinde
gehdren (Eigengesellschaften).

Diese Modelle gehen mit den rechtlichen Anforderungen des Kommunalrechts (8 92
BbgKVerf) konform. Vergaberechtlich handelt es sich bei den vorgestellten
Kommunalisierungsmodellen nicht um einen offentlichen Auftrag im Sinne des § 98 GWB,
sondern um einen reinen Organisationsakt ohne Beschaffungscharakter. Ferner handelt es
sich um sogenannte In-House-Vergaben. Es liegt regelmafiig keine Beauftragung eines
Dritten im Sinne von § 10 BbgRettG vor da es an einer Vereinbarung zwischen zwei rechtlich
voneinander verschiedenen Personen fehlt.

Bei der Beurteilung der Entscheidungsvarianten sind die wirtschaftlichen Aspekte der
Ausgangslage angemessen zu berlcksichtigen. Gemal3 dem allgemeinen Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit hat die Gemeinde dann fir eine Ubertragung der
Leistungen auf private Dritte zu sorgen, wenn diese die Leistungen wirtschaftlicher erbringen
kénnen als die Gemeinde selbst (§ 91 Abs. 3 BbgKVerf). Der Begriff der Wirtschaftlichkeit
umfasst dabei nicht nur den Preis, sondern auch Merkmale wie Qualitat und Zuverlassigkeit.
Ein Vorrang der Privatwirtschaft vor der Kommunalwirtschaft bei gleicher Qualitat und
Zuverlassigkeit und gleichen Kosten ist ungerechtfertigt. Hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit
der Betriebsfilhrung ist nach § 17 Abs. 2 BbgRettG die Zustimmung der Kostentragern zu
erreichen.

Zu den Organisationsformen im Einzelnen:

2.1 Eigenbetrieb

Der als Eigenbetrieb kommunalisierte Rettungsdienst ist rechtlich unselbststandig. Das
bedeutet, dass er dem Landkreis Teltow-FIaming zuzurechnen wéare. Samtliches Handeln
des Rettungsdienstes stellt ein Handeln im Rahmen des Landkreises dar.

Der Eigenbetrieb verfiigt Uber eine gewisse organisatorische Selbststandigkeit vom
Landkreis. So wird der Eigenbetrieb gemal 8§ 4 der Verordnung uber die Eigenbetriebe der
Gemeinden (Eigenbetriebsverordnung EigV) von der Werkleitung selbststandig geleitet.
Diese ist verantwortlich fur die wirtschaftliche Fiihrung des Eigenbetriebes. Die Werkleitung
ist verpflichtet, den Hauptverwaltungsbeamten bzw. die Gemeindevertretung Uber alle
wichtigen Angelegenheiten zu unterrichten.

Gemall § 10 EigV ist der Eigenbetrieb finanzwirtschaftlich ein Sondervermdgen des
Landkreises. Einnahmen und Ausgaben des Rettungsdienstes fallen aus der
Haushaltswirtschaft des Landkreises heraus. Anstelle eines Haushaltsplans erstellt der
Rettungsdienst Eigenbetrieb einen Wirtschaftsplan (§ 14 EigV). Er besteht aus dem
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Erfolgsplan (8§ 15 EigV), dem Finanzplan (§ 16 EigV) und den Anlagen gemaf § 14 Abs. 2
EigV. Dies ermdglicht eine einem Privatunternehmen angenaherte betriebswirtschaftlich
orientierte Wirtschaftsfiihrung.

Gemall 8 19 EigV fuhrt der Eigenbetrieb sein Rechnungswesen nach den Regeln der
kaufménnischen doppelten Buchfiihrung. Die Pflicht zur Buchfihrung ergibt sich zudem aus
§ 17 Abs. 2 BbgRettG.

Die Frage der Haftung wird in 8§ 11 Abs. 7 EigV geregelt. Demnach ist ein mdglicher
Liquiditatsfehlbetrag einer Rechnungsperiode unverziglich aus Haushaltsmitteln der
Gemeinde auszugleichen.

Die rechtliche Unselbststandigkeit des Eigenbetriebes fihrt dazu, dass die Aufgaben der
Hilfsorganisationen, d. h., im Wesentlichen das Personal der Hilfsorganisationen, ab dem
Zeitpunkt der Ubernahme dem Landkreis zuzuordnen ware und demzufolge das Tarifrecht
des Offentlichen Dienstes zur Anwendung kame. Fir die Arbeitnehmervertretung kame
fortan der Personalrat des Landkreises in Frage. Etwaige Sozialplane und die Suche nach
Ersatzarbeitsplatzen wiirden sich auf die gesamte Kreisverwaltung erstrecken.

2.2 Anstalt 6ffentlichen Rechts

Anders als bei einem Eigenbetrieb ist der kommunalisierte Rettungsdienst als Anstalt
offentlichen Rechts (AOR) selbst rechtsfahig. Glaubigern der kommunalen Anstalten steht
das Anstaltsvermogen als Haftungsmasse zur Verfugung. Ist eine Befriedigung aus dem
Anstaltsvermdgen nicht zu erlangen, haftet die Gemeinde fur die Verbindlichkeiten der
Anstalt (Gewahrtragerschaft § 94 Abs. 5 BbgKVerf).

Als kommunale Anstalt 6ffentlichen Rechts unterliegt der Rettungsdienst den 88 94 und 95
BbgKVerf und der entsprechenden Unternehmenssatzung. Die Wirtschaftsfihrung erfolgt
nach den Regeln der kaufménnischen doppelten Buchfihrung (8 95 Abs. 4 BbgKVerf in
Verbindung mit § 17 Abs. 2 BbgRettG).

Das Personal der Hilfsorganisationen ware vergleichbar dem Modell Eigenbetrieb fortan dem
Kreishaushalt zuzurechnen und unterlage gleichfalls dem Tarifvertrag des Offentlichen
Dienstes (Anmerkung: bei Ubernahme der Aufgabentragerschaft).

2.3 Eigengesellschaft

Fur die Kommunalisierung des Rettungsdienstes kommt grundsatzlich auch die Errichtung
einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH) in Form einer Eigengesellschaft, d. h.,
ohne Beteiligung privater Anteilseigener, in Betracht. Ebenso wie die ASR ist die GmbH eine
Organisationsform mit eigener Rechtspersonlichkeit und eigener korperschaftlicher
Organisation. Die Errichtung und Organisation der GmbH unterliegt den Vorschriften des
GmbH-Gesetzes (GmbHG) sowie den Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB). Die
Pflicht zur Buchfuhrung ergibt sich ergdnzend aus § 17 Abs. 2 BbgRettG. Die Organe einer
GmbH sind der Geschaftsfuhrer (8 6 GmbHG) und die Gesellschafterversammlung (8 48
GmbHG). Die Gesellschafterversammlung beruft dabei eine oder mehrere natirliche
Personen zu Geschaftsfihrern, wobei mindestens eine natiurliche Person als
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Geschéftsfuhrer zu bestellen ist. Dem Geschaftsfuhrer obliegt dabei die verantwortliche
Geschéftsfuhrung in den Angelegenheiten der Gesellschaft, soweit diese nicht der
vorherigen Abstimmung durch die Gesellschafterversammlung nach 8§ 46 GmbHG beddrfen.
Insoweit kénnen der Gesellschafterversammlung aber durch entsprechende Regelungen im
Gesellschaftsvertrag tUber 8 46 GmbHG hinaus gehende Abstimmungskompetenzen
zugewiesen werden.

Vertretungsorgan der GmbH ist der Geschéftsfihrer nach § 35 Abs. 1 GmbHG, wobei die
Vertretung gegenuber der Gesellschaft im Innenverhéltnis durch entsprechende Regelungen
im Gesellschaftsvertrag eingeschrankt werden darf (8 37 Abs. 1 GmbHG). Als Haftmasse
steht den Glaubigern einer GmbH grundsétzlich nur das Gesellschaftsvermdgen zur
Verfligung (8§ 13 Abs. 2 GmbHG).

Das Personal ware nicht dem Landkreis zuzurechnen. Eine Anwendung des Tarifvertrages
des Offentlichen Dienstes kame nicht zwingend in Betracht. Die Anwendung bzw.
Fortfilhrung bestehender rettungsdienstspezifischer Tarifvertrdage kommt hier in Frage. Fir
die Arbeitnehmervertretung wére die Errichtung eines Betriebsrates nach dem
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) vorgeschrieben. Etwaige Sozialplane und die Suche
nach Ersatzarbeitsplatzen beschréanken sich auf die Gesellschaft.

Ertragssteuer- und umsatzsteuerliche Betrachtung:

Eine privatrechtliche Eigengesellschaft (GmbH) ist grundsatzlich ertragssteuerpflichtig, d. h.,
diese Gesellschaft hat auf den steuerlichen Gewinn grundsatzlich sowohl Kérperschafts- und
Gewerbesteuer als auch Solidaritatszuschlag zu entrichten.

Soweit diese privatrechtliche Eigengesellschaft ausschlielich die Aufgaben nach dem
Brandenburgischen Rettungsdienstgesetz, insbesondere die bedarfsgerechte und
flachendeckende Notfallrettung, den qualifizierten Krankentransport, die Sofortreaktion in
besonderen Fallen sowie die Errichtung und den Betrieb von Rettungswachen wahrnimmt,
kénnte aufgrund des Urteils des Finanzgerichtes Berlin/Brandenburg vom 7. Februar 2012,
Az.: 6K 6086/08, diese Eigengesellschaft unter bestimmten Voraussetzungen auch als
gemeinnitzig anerkannt werden. Dies hatte zur Folge, dass eine Ertragssteuerbefreiung
eintreten wirde. Da diese Frage bislang héchstrichterlich noch nicht abschliel3end geklart
und zudem gegen das vorgenannte Urteil des Finanzgerichtes von der Finanzverwaltung
Revision beim Bundesfinanzhof eingereicht worden ist (Az.: | R 17/12), kann diese Frage
zum jetzigen Zeitpunkt nicht abschlieRend beurteilt werden.

Eine solche abschlieBende Beurteilung erscheint jedoch insoweit entbehrlich, als dass auf
Grund der Ausgestaltung der Satzung (vgl. Anlage 1, Blatt 1, § 2 Abs. 2) auf Grund eines
lediglich kostendeckenden Geschéftsbetriebes nicht mit der Erzielung von Gewinnen zu
rechnen ist und somit grundsatzlich keine Ertragssteuerbelastung eintreten diirfte.

Die lebensrettenden MalRnahmen im engeren Sinne werden im Wesentlichen durch
selbststandige Arzte erbracht, die insoweit als Unternehmer im Sinne des § 2 UStG tétig
werden. Die Leistungen dieser Arzte sind nach § 4 Nr. 14 UStG steuerfrei. Die von der
Eigengesellschaft als beauftragter Unternehmer am Einsatzort erbrachten lebensrettenden
Malnahmen im weiteren Sinne sind unter den Voraussetzungen des § 4 Nr. 14 und Nr. 16
UStG steuerfrei. Wird der Verletzte im Anschluss an eine Notfallrettung in ein Krankenhaus
befordert, stellen die lebensrettenden MaRnahmen, die der Vorbereitung der
Transportfahigkeit des Patienten dienen, und die Beforderungsleistungen einheitliche
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Leistungen dar. Diese sind nach 8§ 4 Nr. 17 b UStG steuerbefreit (Abschnitt 4.17.2 UStAE).
Leistungen zur Sicherstellung der Einsatzbereitschaft der Rettungsmittel und des Personals
(Vorhalteleistungen), die von derselben beauftragten Eigengesellschaft erbracht werden, die
die Beforderung von Notfallpatienten als Hauptleistung ausfihrt, teilen als Nebenleistung das
Schicksal der Hauptleistung.

Eine Vergleichbarkeit der Voraussetzungen und insoweit Ubertragbarkeit der
steuerrechtlichen Betrachtung im Ergebnis ist auf die Modelle AGR und Eigenbetrieb
(hoheitliche Aufgabenwahrnehmung) gegeben.

2.4 Betriebstbergang

Die vorliegende Prifung geht nicht davon aus, dass die Durchfiihrungsaufgaben im Bereich
des Rettungsdienstes von den bisher beauftragten Hilfsorganisationen (DRK, ASB, JUH) in
die Verwaltungsorganisation des Landkreises als Korperschaft des offentlichen Rechts
zuriickgefuhrt bzw. dort integriert werden. Damit grenzt sie sich von einer Stellungnahme des
zustandigen Fachreferenten firr Rettungsdienst des Landkreistages Brandenburg, Dr. lwers?,
ab. Vielmehr wird davon ausgegangen, dass die o. g. Aufgaben auf eine neu zu griindende
kreiseigene Eigengesellschaft tbertragen werden, deren vollstdndiger Gesellschafter der
Landkreis Teltow-Flaming sein soll. Im Zuge dieser Ubertragung soll das bei den
Hilfsorganisationen angestellte Personal in die Eigengesellschaft Ubergehen. Die
Ausarbeitung von Dr. Ilwers stellte bereits zutreffend fest, dass die Rickfiihrung der
Aufgaben des Rettungsdienstes zum Trager regelmafig einen Betriebsilibergang nach § 613
a BGB darstellt. Dabei trifft diese Konstellation im Landkreis Teltow-Flaming auf die
Organisationsformen Eigenbetrieb und AOR zu. Die folgende Prifung umfasst nur die
arbeitsrechtlichen Aspekte eines etwaigen Betriebsiibergangs nach 8§ 613 a BGB im
Zusammenhang mit der Grindung einer kreiseigenen Rettungsdienst-GmbH als weitere
maogliche Organisationsform.

Nach der stdndigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) setzt die Vorschrift
des § 613 a Abs. 1 BGB den rechtsgeschaftichen Ubergang eines Betriebes oder
Betriebsteils auf einen anderen Inhaber voraus. Erforderlich ist die Wahrung der Identitat der
betreffenden wirtschaftlichen Einheit. Der Begriff wirtschaftliche Einheit bezieht sich auf eine
organisatorische Gesamtheit von Personen und Sachen zur auf Dauer angelegten Ausibung
einer wirtschaftlichen Tatigkeit mit eigener Zielsetzung. Bei der Prifung, ob eine solche
Einheit Ubergegangen ist, missen samtliche den betreffenden Vorgang kennzeichnende
Tatsachen berilicksichtigt werden. Dazu gehdren als Teilaspekte der Gesamtwiirdigung
namentlich

e die Art des betreffenden Unternehmens oder Betriebes,

e der etwaige Ubergang der materiellen Betriebsmittel wie Geb&aude oder bewegliche
Giter,

e der Wert der immateriellen Aktiva im Zeitpunkt des Ubergangs,

e die etwaige Ubernahme der Hauptbelegschaft,

e der etwaige Ubergang der Kundschaft

! Anlage zum Vorbericht zu TOP 3 fir die Sitzung der Arbeitsgemeinschaft der Ordnungsamtsleiter des
Landkreistages Brandenburg am 1. Oktober 2009 (Az.: 3870-00/Iw/dr)
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e sowie der Grad der Ahnlichkeit zwischen den vor und nach dem Ubergang
verrichteten Téatigkeiten und
o die Dauer einer eventuellen Unterbrechung dieser Tatigkeit.

Die Identitat der Einheit kann sich auch aus anderen Merkmalen ergeben. Das kénnen ihr
Personal, ihre FUhrungskrafte, ihre Arbeitsorganisation, ihre Betriebsmethoden und ggf. die
ihr zur Verfugung stehenden Betriebsmittel sein. Den fir das Vorliegen eines Ubergangs
mafgeblichen Kriterien kommt je nach der ausgelbten Tatigkeit und je nach den
Produktions- und Betriebsmethoden unterschiedliches Gewicht zu (so BAG, Urteil vom
15.02.2007 - 8 AZR 431/06 zur Auftragsneuvergabe der Durchfiihrung von Schlachtarbeiten;
BAG, Urteil vom 13.06.2006 - 8 AZR 271/05 zur Auftragsneuvergabe der Fluggastkontrolle
durch das BMI).

In Branchen, in denen es im Wesentlichen auf die menschliche Arbeitskraft ankommt, kann
auch eine Gesamtheit von Arbeitnehmern, die durch eine gemeinsame Tatigkeit dauerhaft
verbunden ist, eine wirtschaftliche Einheit darstellen. Die Wahrung der Identitat der
wirtschaftlichen Einheit ist in diesem Fall anzunehmen, wenn der neue Betriebsinhaber nicht
nur die betreffende Téatigkeit weiterfuhrt, sondern auch einen nach Zahl und Sachkunde
wesentlichen Teil des Personals Ubernimmt, das sein Vorganger gezielt bei dieser Tatigkeit
eingesetzt hatte. Hingegen stellt die bloRe Fortflihrung der Tatigkeit durch einen anderen
Auftragnehmer (Funktionsnachfolge) ebenso wenig einen Betriebsiibergang dar wie die reine
Auftragsnachfolge (BAG, Urteil vom 29.06.2000- 8 AZR 520/99). In betriebsmittelgepragten
Betrieben kann ein Betriebslibergang auch ohne Ubernahme von Personal vorliegen (so
zuletzt EuGH, Urteil vom 20.11.2003 - Rs.C-340/01). S&chliche Betriebsmittel sind im
Rahmen einer Auftragsneuvergabe wesentlich, wenn bei wertender Betrachtungsweise ihr
Einsatz den eigentlichen Kern des zur Wertschopfung erforderlichen
Funktionszusammenhangs ausmacht (BAG, Urteil vom 06.04.2006- 8 AZR 222/04).

Nach den vorgenannten Grundsatzen durfte im vorliegenden Fall von einem
Betriebstibergang bzw. von Betriebsteiliibergangen im Sinne des § 613 a Abs. 1 BGB
auszugehen sein. Betriebsteile sind selbststandige abtrennbare organisatorische Einheiten,
die innerhalb des betrieblichen Gesamtzwecks einen Teil-/Hilfszweck verfolgen (BAG, Urteil
vom 08.08.2002- 8 AZR 583/01). Nach derzeitigem Stand werden die Rettungswachen von
der hierfir zustandigen Hilfsorganisation betrieben bzw. deren Mitarbeiter dort eingesetzt.
Insoweit dirfte es sich hier um 3 Betriebsteile handeln, da das DRK, der ASB sowie die JUH
mit ihren Mitarbeitern einen Hilfszweck innerhalb des Dbetrieblichen Gesamtzwecks
"Durchfihrung des Rettungsdienstes im Landkreis Teltow-Flaming" ausiiben. Die neu zu
grindende Eigengesellschaft verfolgt auch keinen anderen Betriebszweck als die auf

der Grundlage des 8§ 10 BbgRettG beauftragten Hilfsorganisationen, die die Vollzugsaufgabe
des Rettungsdienstes im Landkreis Teltow-Flaming mit eigenem Personal durchgefuhrt
haben. Ebenfalls sollen durch die neue Organisation sé&mtliche Mitarbeiter Ubernommen
werden, die bisher im Rettungsdienstbereich der Hilfsorganisationen fiir den Landkreis
Teltow-Flaming tatig waren. Bereits aufgrund dieses Umstandes ist nach der vorgenannten
Rechtsprechung von einem Betriebsiibergang auszugehen. Auf3erdem sollen hier sachliche
Betriebsmittel  (etwa  Rettungswachen,  Krankentransportfahrzeuge, = medizinische
Ausristungsgegenstande etc.) der kreiseigenen GmbH zur Nutzung Uberlassen werden.
Dabei muss es sich nach der Rechtsprechung des BAG um wesentliche Betriebsmittel
handeln, die bei wertender Betrachtungsweise den eigentlichen Kern des zur Wertschdpfung
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erforderlichen Funktionszusammenhangs ausmachen und somit unverzichtbar zur
auftragsgemafRen Verrichtung der Tatigkeit sind. Dies dirfte auf die vorgenannten
Betriebsmittel zutreffen (so LAG Kdln, Urteil vom 19.10.2007 - 11 Sa 698/07; LAG Kadln,
Urteil vom 25.10.2007 - 5 Sa 785/07). Der Umstand, dass die von dem neuen Auftragnehmer
(hier eine kreiseigene GmbH) Ubernommenen Betriebsmittel nicht den bisherigen
Auftragnehmern (hier den Hilfsorganisationen) gehoren, sondern vom Auftraggeber
(Landkreis) zur Verfigung gestellt werden, schliel3t den Betriebsibergang nicht aus. Auch ist
im Falle einer Auftragsneuvergabe die Uberlassung der Betriebsmittel zur eigenen
wirtschaftlichen Nutzung keine notwendige Voraussetzung fir die Feststellung eines
Betriebstiberganges vom urspriinglichen Auftragnehmer auf den neuen Auftragnehmer (so
BAG, Urteil vom 15.02.2007 a.a.0.). Zur Annahme eines Betriebsiiberganges ist es
ausreichend, dass der neue Auftragnehmer die entsprechenden Betriebsmittel aufgrund
einer mit einem Dritten getroffenen Nutzungsvereinbarung zur Erfullung seiner
Betriebszwecke einsetzen kann. Daher dirfte es hier auch in der Bewertung keinen
Unterschied machen, dass mit der Wahrnehmung der Vollzugsaufgaben fir den
Rettungsdienst nicht ein im Wettbewerb stehendes Unternehmen beauftragt werden soll,
sondern eine dafir vom Landkreis als Auftraggeber gegriindete Gesellschaft in privater
Rechtsform.

Des Weiteren ist davon auszugehen, dass die Betriebsteilibergéange auf die kreiseigene
GmbH durch Rechtsgeschaft erfolgen. Nach der Rechtsprechung des BAG liegt ein
rechtsgeschaftlicher Betriebsiibergang auch dann vor, wenn der Ubergang von dem friiheren
auf den neuen Betriebsinhaber rechtsgeschéftlich veranlasst wurde; sei es auch durch eine
Reihe von verschiedenen Rechtsgeschéften oder durch rechtsgeschaftliche Vereinbarungen
mit verschiedenen Dritten. Entscheidend ist, dass die Rechtsgeschafte darauf gerichtet sind,
eine funktionsfahige betriebliche Einheit zu tGbernehmen (BAG, Urteil vom 13.06.2006
a.a.0.). Im vorliegenden Fall soll die Durchfihrungsaufgabe fir den Rettungsdienst im
Landkreis Teltow-Flaming nicht mehr von den Hilfsorganisationen wahrgenommen werden,
sondern von einer kreiseigenen GmbH. Somit liegt eine Auftragsneuvergabe vor. Dabei ware
noch eine entsprechende Durchfihrungsvereinbarung zwischen dem Landkreis und der
kreiseigenen GmbH abzuschlie3en. Die Kosten der Rechtsberatung hierfiir belaufen sich auf
ca. 500 Euro. Somit hatte die kreiseigene GmbH aufgrund eines Rechtsgeschéfts den
Vollzug der Aufgaben Rettungsdienstes Ubernommen. Dabei bedarf es bei der
Auftragsiibernahme nach der Rechtsprechung des EuGH und des BAG fir einen
rechtsgeschaftlichen Ubergang keines Vertrages zwischen dem ehemaligen und dem neuen
Auftragnehmer (BAG, Urteil vom 11.12.1997- NZA 1998, 534).

In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass die Betriebsteilibergange nach 8§ 613 a
Abs. 1 BGB ausschlieBlich im Verhaltnis zwischen den bisherigen Auftragnehmern
(Hilfsorganisationen) und dem zukinftigen Auftragnehmer (kreiseigene GmbH) vollzogen
wird und nicht in dem Verhaltnis zwischen Landkreis und den beteiligten Hilfsorganisationen
bzw. der kreiseigenen GmbH.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Ubertragung der Vollzugsaufgabe fiir den
kommunalen Rettungsdienst auf eine kreiseigene GmbH Betriebsteilibergange im Wege der
von der Rechtsprechung des BAG anerkannten Auftragsneuvergabe darstellen durften.
Entsprechende Betriebsteiliibergdnge dirften bereits mit der Ubernahme der mit den
Rettungsdiensttatigkeiten befassten Mitarbeiter aus den jeweiligen Hilfsorganisationen durch
die kreiseigene GmbH gegeben sein. Sofern man die hier im Rettungsdienst eingesetzten
sachlichen Betriebsmittel nach der Rechtsprechung des LAG Kdln als wesentlich betrachtet,
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dirften bereits unabhéngig von der Ubernahme der Hauptbelegschaft Betriebsteiliibergiange
durch Ubernahme bzw. Nutzung der sachlichen Betriebsmittel durch die kreiseigene GmbH
anzunehmen sein. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass der hier vorliegende Fall, soweit
ersichtlich, hochstrichterlich noch nicht entschieden wurde. Im Ubrigen durften die
Kernaussagen zur Annahme eines Betriebsiibergangs in der Ausarbeitung des zustandigen
Fachreferenten des Landkreistages Brandenburg Dr. lwers vom 28.07.2009 grundsatzlich
auch auf die hier zu Uberprifende Fallgestaltung zutreffen. Dabei ist allerdings zu beachten,
dass dort die Durchfiihrung der Rettungsdienstaufgaben in die Verwaltungsorganisation des
Landkreises (wieder) integriert werden sollte.

2.5 Bewertung der bestimmenden Kriterien

Bei dem durchzufihrenden Vergleich sind die rechtlichen Gesichtspunkte und sonstigen
wirtschaftlichen Auswirkungen, die Sicherstellung der Aufgabenerfiillung, die Zuverlassigkeit
der Aufgabenwahrnehmung und Haftungsfragen zu bericksichtigen.

2.5.1 Haftungsbeschrankung

Hinsichtlich der Haftungsbeschrankung tragt die Eigengesellschaft den Erfordernissen einer
angemessenen Haftungsbeschrankung Rechnung. Die Haftung des Landkreises Teltow-
Flaming ist bei den Modellen AR und Eigenbetrieb nicht ausgeschlossen bzw.
notwendigerweise gegeben.

Auf die Vereinbarung einer unbegrenzten Nachschusspflicht der Gemeinde nach § 26ff
GmbHG ist im Gesellschaftsvertrag zu verzichten. Eine unbestimmte Verlustiibernahme des
Landkreises Teltow-Flaming wird somit ausgeschlossen. Im Feld der Haftungsbeschrankung
erflllt die Eigengesellschaft den héchsten Grad der Zielerreichung.

2.5.2 Einfluss und Gestaltungsmoglichkeiten des Landkreises

Der Landkreis Teltow-Flaming bt in allen drei Organisationsformen einen angemessenen
Einfluss aus. Ein ausgepragter Gestaltungsspielraum des Landkreises ist gleichfalls
gegeben.

Aufgrund seiner Alleingesellschafterstellung ist auch ein hinreichender Einfluss im Modell
Eigengesellschaft gegeben. Der Grindung eines fakultativen Aufsichtsrates bedarf es nicht.
Um sicherzustellen, dass der Landkreis Einfluss nehmen kann und um die Kommunikations-
und Abstimmungsprozesse zwischen Eigenbetrieb und einer kreiseigenen Gesellschaft zu
gewahrleisten, empfiehlt es sich, den Geschéftsfilhrer der kreiseigenen Gesellschaft
dienstvertraglich beim Eigenbetrieb anzustellen und ihn als Geschéftsfiihrer der kreiseigenen
GmbH organschatftlich zu bestellen.
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2.5.3 Steuerrechtliche Auswirkungen

Die Kommunalisierung der Aufgaben des Rettungsdienstes hat fir den Landkreis im
Vergleich mit dem jetzigen Status keine ertragssteuerlichen Auswirkungen. Die Tatigkeiten
sind nach der geltenden Rechtslage entweder dem hoheitlichen Bereich (Eigenbetrieb oder
AOR, soweit diese die Aufgabentragerschaft Gbernimmt) oder einer unter Mal3gabe eines
kostendeckenden Geschéftsbetriebes agierenden privatrechtlichen Eigengesellschaft
zuzuordnen. Insoweit ergeben sich hinsichtlich der Organisationsform ertragssteuerlich
grundsatzlich keine Unterschiede.

2.5.4 Kommunal-, zivil- und vergaberechtliche Aspekte

Hinsichtlich kommunalrechtlicher Gesichtspunkte ist eine Abgrenzung der vorgestellten
Organisationsformen nicht zweckmafig. Die Modelle Eigenbetrieb, AO6R sowie
Eigengesellschaft erfillen aus kommunalrechtlicher Sicht alle Anforderungen der
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg zur wirtschaftlichen Betatigung von
Gemeinden.

Zivilrechtlich ist eine Abgrenzung gleichfalls nicht zweckméaRig. Alle wesentlichen
Betriebsmittel befinden sich im Eigentum des Landkreises ungeachtet mdglicher zukunftiger
Organisationsformen.  Eine Ubertragung wesentlicher  Betriebsmittel  (Fahrzeuge,
Rettungswachen) ist nicht notwendig.

Vergaberechtlich erfullen alle vorgestellten Organisationsformen die Kriterien einer
sogenannten In-House-Vergabe. Ein Verfahren der Vergabe und Vertragsordnung fir
Leistungen/Teil A, welches im Landkreis Teltow-Flaming regelmafRig schon bei den
Aufwendungen flr das Vollzugspersonal einer Rettungswache den gultigen Schwellenwert
fur die Aufwendungen der VOL fir Liefer- und Dienstleistungsvertrage klassischer
offentlicher Auftraggeber (8 2 Nr. 2 VgV) in Hohe von aktuell 200 TEUR Ubersteigt und somit
europaweit zu fihren ware, ist in allen Organisationsformen nicht erforderlich.

Schlie3t eine Kommune mit einer Eigengesellschaft einen entgeltlichen Vertrag Uber
Lieferungen oder Leistungen, so liegt dennoch formal gesehen ein 6ffentlicher Auftrag vor
(formelle Privatisierung). Unter folgenden Voraussetzungen hat der EuGH jedoch eine
solche Beauftragung als In-House-Vergabe vom Vergaberecht freigestellt (vgl. EuGH-
Entscheidung , Teckal“ vom 18.11.1999 Az.: C-107/98):

e Kontrollkriterium:
Die auftragnehmende Gesellschaft muss wie eine eigene Dienststelle beherrscht
werden konnen. An dieser Gesellschaft darf kein privatwirtschaftlicher Anteilseigener
beteiligt sein, aber jedoch z. B. mehrere Kommunen. Damit ist auch eine
vergaberechtsfreie interkommunale Zusammenarbeit maglich.

e Wesentlichkeitskriterium:
Die Tatigkeit des Auftragnehmers erfolgt im Wesentlichen fur den 6ffentlichen bzw.
die offentlichen Auftraggeber. Andere Tatigkeiten dirfen nur eine untergeordnete
Bedeutung haben. Als nicht untergeordnet befand das OLG Celle mit dem Urteil vom
14. September 2006 (Az.: 13 Verg 2/06), dass der Gesellschaftsvertrag eines
kommunalen Unternehmens explizit die Moglichkeit vorsah, Vertrage mit Nicht-
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Gesellschaftern abzuschlielen und das der Umsatz durch Geschéfte mit Dritten in
drei Jahren etwa 7,5% ausmache.

2.5.5 Arbeitsrecht

Die Tatbestandsmerkmale eines Betriebsiiberganges werden in allen drei vorgestellten
Organisationsformen erfiillt. Es kann davon ausgegangen werden, dass die Beschéftigten
der Hilfsorganisationen, soweit sie nicht dem Ubergang ihres Arbeitsverhaltnisses
widersprechen sollten, in die neue Organisationsform dbernommen werden koénnen.
Hinsichtlich der Gruindung einer kreiseigenen Gesellschaft ist anzufuhren, dass nach § 613 a
Abs. 1 Satz 2 BGB die fur die Hilfsorganisationen geltenden kollektivrechtlichen Normen
(Tarifvertrage, Betriebsvereinbarungen) automatisch Inhalt des Arbeitsverhaltnisses
zwischen der Eigengesellschaft und dem udbernommenen Arbeitnehmer werden. Diese
Normen dirfen nicht vor Ablauf eines Jahres zum Nachteil des Arbeitnehmers geandert
werden. Dies gilt allerdings nur dann, wenn die Hilfsorganisationen selber tarifgebundenen
sind.

2.5.6 Wirtschaftlichkeit der Betriebsflihrung

Eine Kommunalisierung der Aufgaben des Rettungsdienstes ist gegentiber dem Status quo
nur dann wirtschaftlich vergleichbar oder wirtschaftlicher, wenn sich alle wesentlichen
Betriebsmittel (Fahrzeuge, medizinische Gerate, Rettungswachen) im Eigentum des
Landkreises befinden oder durch diesen bereitgestellt werden. Dariiber hinaus sollten die
entstehenden Synergien des bestehenden Eigenbetriebes Rettungsdienst mit einer zu
grindenden Eigengesellschaft verknlpft werden koénnen. Die Grindung eines weiteren
Eigenbetriebes oder einer AGR bzw. die Eingliederung des Personals der Hilfsorganisationen
in den bestehenden Eigenbetrieb wird neben bereits genannten Aspekten einer
gegenwartigen wirtschaftlichen Betriebsflihrung nicht entsprechen kénnen.

Die Wirtschaftlichkeit der Infrastruktur bleibt in allen Organisationsformen (einschlie3lich
einer moglichen Ausschreibung) unangetastet. Fuhrpark, Finanzierung und Bewirtschaftung
sowie Beschaffungsmanagement erfolgen ungeachtet moglicher Organisationsformen auch
zuklnftig beim Eigenbetrieb Rettungsdienst. Das Abrechnungsverfahren mit den
Hilfsorganisationen beinhaltet u.a. alle rettungsdienstlichen Sachkosten. Die Annahme ihrer
negativen Veranderung ist in allen drei Organisationsformen nicht sachgerecht. Vielmehr
kann ein schlankes Management der Rechnungslegung zwischen Eigenbetrieb und
Eigengesellschaft zu Kosteneinsparungen fuhren.

Eine Kommunalisierung der Aufgaben des Rettungsdienstes ist gegeniiber dem Status quo
weiterhin nur dann vergleichbar wirtschaftlich oder effektiver, wenn das Rechtsregime des
Tarifvertrages Offentlicher Dienst langfristig nicht zum Tragen kommt. Unter Abwagung der
sonstigen wahrzunehmenden Verantwortung des Landkreises und der Wirtschaftlichkeit der
Betriebsfihrung sowie der Einfluss- und Gestaltungsmaéglichkeiten einer Eigengesellschaft
erflllt die Grindung einer Eigengesellschaft hier den héchsten Grad der Zielerreichung.

Die Mdglichkeit zur Einflussnahme und Steuerung durch den Landkreis Teltow-Flaming ist in
allen drei Entscheidungsvarianten gleich verteilt. Einzig der erhohten Risikostruktur der
vorgestellten Modelle, insbesondere der Modelle Eigenbetrieb und AOR, ist
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entgegenzuwirken. Die Risikostruktur der Eigengesellschaft erstreckt sich zunachst
unmittelbar nur auf die Gesellschaft. Die Ubernahme der Aufgaben des Rettungsdienstes
zieht jeweils die Ubernahme des so genannten Betriebsrisikos nach sich, hier insbesondere
die Verantwortung fur Personal und Organisation des Rettungsdienstbetriebes. Die
Ubernahme  bestehender operativer  Strukturen (Leiter der Rettungswachen,
Rettungsdienstbereichsleiter, Funktions- und Arbeitsgruppen) ist in allen drei Modellen
gewabhrleistet. Somit kann das Betriebsrisiko reduziert, jedoch nicht neutralisiert werden. Die
Kalkulation so genannter Risikokosten kann weitestgehend die vorhandene Risikostruktur
kompensieren. Im Feld der Risikostruktur erfillt die Eigengesellschaft den hochsten Grad der
Zielerreichung.

Die Kosten- und Leistungstransparenz ist durch einen direkten und unmittelbaren Zugang
zum neuen ,Leistungserbringer” in allen drei Modellen gleichmafig hoch, angemessen und
nachvollziehbar.

Bei der Qualitat der Leistungserbringung ist aller Voraussicht nach in keiner der méglichen
Entscheidungsvarianten mit nennenswerten Verédnderungen zu rechnen. Als Qualitat der
Leistungserbringung wird im Rahmen der vorliegenden Ausarbeitung in erster Linie die
Erfullung der gesetzlich vorgeschriebenen Anforderungen verstanden.

Die sonstige wahrzunehmende Verantwortung des Tragers beinhaltet Aspekte wie
Tarifsicherheit, Arbeitsplatzsicherheit und die Verantwortung zur Vermeidung von
Lohndumping. Die vorgestellten kommunalen Betreibermodelle erfillen hier Gbergreifend ihr
Ziel durch eine proaktive Einfluss- und Steuerungsmoglichkeit durch den Landkreis.

Als organisatorischer Vorteil ist zu werten, dass in allen Modellen kein umfanglicher Aufbau
neuer Organisationsstrukturen notwendig wird (Eigenbetrieb Rettungsdienst bleibt
bestehen). Die bestehenden Strukturen im operativen Bereich (Betrieb der Rettungswachen)
kénnen beibehalten und die Aufgaben der Leistungserbringer in den infrastrukturellen
Kernaufgaben des bestehenden Eigenbetriebes zusammengefiihrt werden.

Die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der aufgezeigten Organisationsformen hat sich ferner
in betriebswirtschaftlicher Sichtweise intern, an der vorhandenen bzw. zukinftig
entstehenden Kostenstruktur zu orientieren. Bei einer Uberschlagigen Analyse der
Leistungen und Kosten des Rettungsdienstes kann im vorliegenden Fall die Leistungsseite
vernachlassigt werden, da sich die Vergutungen zwingend aus den jahrlichen
Gebuhrensatzungen ergeben. lhnen wiederum liegt die im Eigenbetrieb erstellte
Kostenkalkulation  zugrunde. Gestaltungs- oder Einflussmdglichkeiten auf die
Leistungsentgelte der Kostentrager ergeben sich aufgrund des Prinzips der Kostenerstattung
nicht in nennenswertem Umfang. Sofern sich nach Ablauf eines Wirtschaftsjahres
Kosteniber- oder -unterdeckungen ergeben, sind diese entsprechend dem
Brandenburgischen Rettungsdienstgesetz in Folgeperioden mit der Kostenerstattung zu
verrechnen. Damit ist auch insbesondere fiir eine Rettungsdienstgesellschaft eine
Entstehung von Gewinnen oder Verlusten grundséatzlich ausgeschlossen: Insoweit wird die
Wirtschaftlichkeit nicht beeinflusst. Dieser spezifische Charakter der Kostenregelung fir den
Rettungsdienst fuhrt dazu, dass nur noch die Entstehung der Kosten sowie deren HOhe
selbst beeinflussbar sind. Dies schlagt sich in der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung nieder.
Allerdings sind auch hier enge Grenzen gesetzt, da die vorzuhaltenden Ressourcen
(Fahrzeugkapazitaten, Personalbestand) durch die gesetzlich vorgeschriebene Hilfsfrist von
15 Minuten bis zum Einsatzort vorgegeben sind (8 8 Abs. 2 BbgRettG).
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Die verbleibenden variablen KostengrofR3en betreffen noch ansatzweise Verwaltungs- sowie
anteilige Sachkosten. Sie sind damit letztlich von untergeordneter wirtschaftlicher
Bedeutung. Aus heutiger Sicht ist dennoch abzusehen, dass die zukiinftigen Kosten des
Rettungsdienstes steigen werden (Ausbau der rettungsdienstlichen Infrastruktur).
Wesentlicher Grund dafiir ist die Tatsache, dass die Hilfsfrist noch nicht in 95 Prozent aller
Einsatze erreicht wird (§ 8 Abs. 2 Satz 1 BbgRettG). Eine Ubersicht der Aufwandsstruktur
des Status quo und der Kostenentwicklung einer Eigengesellschaft ist in der
Gesamtkostenaufstellung der Kosten-Leistungsrechnung 2012 des Eigenbetriebes
Rettungsdienst in der Anlage 2 enthalten. Der aufgestellte Wirtschaftlichkeitsvergleich
ermdglicht einen Vergleich der Kostenstruktur zwischen Eigengesellschaft und
Ausschreibung fir ein Jahr.

2.6 Empfehlung

Die vorgelegte Ausarbeitung soll als Entscheidungsgrundlage dienen. Dabei ist zu beachten:
Der Wirtschaftsvergleich hat Modellcharakter. Dem entsprechend sind in allen vorgestellten
Organisationsformen bestimmte trennscharfe Transaktionen unterstellt. Diese sind in der
Realitat ahnlich oder nur in abge&nderter Form umsetzbar. Insbesondere gilt dies fur
mogliche Synergieeffekte, die bei der Uberfiihrung der verwaltenden Aufgaben der
Hilfsorganisationen in die Kernaufgaben des bestehenden Eigenbetriebes entstehen. Die
organisatorische Umgestaltung ist ein dynamischer Prozess. Abweichungen im Ablauf, also
in organisatorischer, zeitlicher und personeller Hinsicht, sind nicht ausgeschlossen.

Fur eine Kommunalisierung des Rettungsdienstes im Landkreis Teltow-Flaming ist
abschlieRend die Grindung einer privatrechtlichen Eigengesellschaft in Form einer
Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH) zu empfehlen.”? Dies erfolgt unter
Abwéagung aller wirtschaftlichen, qualitativen, rechtlichen und organisatorischen
Gesichtspunkte der zu erbringenden Leistung.

Begrindung und Hinweise zur Empfehlung:

Neben den vorliegenden Ergebnissen ist zunachst festzuhalten: Gegenuber der bisherigen
Organisationsform mit den Hilfsorganisationen DRK, ASB und JUH waren deutliche
Vereinfachungen zu erwarten. Grund dafir ist die Tatsache, dass nunmehr nicht mehr drei
verschiedene Hilfsorganisationen koordiniert werden muissen, sondern der Rettungsdienst
unter einheitlicher Leitung gefuhrt werden kénnte. (vgl. Abschnitt 3). Damit verbunden ware
gleichfalls ein Wegfall wvon Verwaltungsarbeiten und Kommunikations- bzw.
Koordinationsbedarf. Dies wiirde mittelbar auch zu Aufwandseinsparungen fuhren.

Eine Rettungsdienstgesellschaft konnte bestehende Betriebsablaufe optimieren. Ein
optimierter Personaleinsatz kann zu weiteren Kosteneinsparungen fihren. Die Nutzung
gleicher Ressourcen und eine Vereinheitlichung der Sachkostenausstattung kann weitere

? Die schriftliche Anho6rung mit der ortlichen Industrie- und Handelskammer beziehungsweise
Handwerkskammer (§ 92 Abs. 3 Satz 3 BbgKVerf) hat vorab einvernehmlich stattgefunden. Die
Kommunalaufsichtsbehorde wurde lber die geplante wirtschaftliche Betatigung der Gemeinde schriftlich
informiert (§ 91 Abs. 4 Satz 2 BbgKVerf). Unter der Voraussetzung, dass keine kommunalisierungsbedingten
Kostensteigerungen erfolgen, gilt die Zustimmung der Kostentrager in der miindlichen Anhorung zur KLR
Rettungsdienst 2013 als sicher.’ Die vorgenannten Hinweise konnten bei eingehender Betrachtung
gleichermalen fir die Organisationsformen A6R/Eigenbetrieb zutreffend sein.
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wirtschaftliche Vorteile ergeben. Durch einen internen Betriebsvergleich wirde nach einer
Ubergangsphase der Vereinheitlichung auch mehr Kostentransparenz geschaffen werden.
Ein besserer Uberblick bzw. Betriebskostenvergleich zwischen den verschiedenen
Rettungswachen, was derzeit nicht unmittelbar mdglich ist, ware gegeben. Auch die sich
hieraus ergebenden Effekte kdnnen mittelfristig die Wirtschaftlichkeit verbessern.

Die derzeit den Hilfsorganisationen gewahrten Verwaltungskosten betragen rd. 198 TEUR
(vgl. Anlage 2). Diese Kosten entfallen zum 1. Januar 2013. Dabei handelt es sich um
Verwaltungskosten des Rettungsdienstes. Die Kompensation von ggf. steigendem
Verwaltungsaufwand, bedingt durch die Ubernahme von Verwaltungsaufgaben der
Hilfsorganisationen oder eine magliche Ausschreibung von Aufgaben, hier insbesondere der
Lohnbuchhaltung fir die Angestellten, kann durch die entfallenen Verwaltungskosten der
Hilfsorganisationen sichergestellt werden.?

Die Risikostruktur ist neben einer beschrankten Haftung der Eigengesellschaft auch durch
den Ausschluss einer unmittelbaren Haftung des Landkreises vorteilhaft gestaltet.
Gleichzeitig besitzt der Landkreis Teltow-Flaming als alleiniger Gesellschafter der GmbH
einen umfénglichen Einfluss auf die Geschaftstatigkeit der Gesellschaft. Die Anwendung
rettungsdienstspezifischer Tarifvertrage nach Ablauf des Betriebsiibergangs fur ein Jahr
sichert (personal-) kostenseitig die Wirtschaftlichkeit der Betriebsfiihrung auf der einen Seite
und das Einvernehmen der Kostentrager (Krankenkassen) auf der anderen Seite.

* Die vorgenannten Hinweise konnten bei eingehender Betrachtung gleichermalien fiir die
Organisationsformen A6R/Eigenbetrieb zutreffend sein.
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3. Grundlagen und Aufgaben der Eigengesellschaft

Ausgangspunkt fur die Grindung einer Eigengesellschaft in privater Rechtsform (GmbH)
durch den Landkreis Teltow—Flaming ist die aktuelle Durchfiihrung des Rettungsdienstes
durch den Eigenbetrieb unter Inanspruchnahme der Hilfsorganisationen (siehe dazu Kapitel
1 ,Strukturelle Ausgangslage®). Dabei fuhren die Hilfsorganisation noch bis zum 31.
Dezember 2012 die Rettungseinséatze in eigener Verantwortung in Abstimmung mit dem
Rettungsdienst Eigenbetrieb des Landkreises Teltow-Fldming mit eigenem Personal durch.
Sie erhalten die damit verbunden Kosten durch den Eigenbetrieb in Form von monatlichen
Abschlagszahlungen erstattet.

Der Eigenbetrieb stellt, wie bereits erlautert, grundsatzlich die erforderliche Sachausstattung
zur Verfugung. Dazu gehéren die Rettungsdienstfahrzeuge, die erforderliche medizinische
Grundausstattung sowie die notwendigen Rettungswachen. Der Eigenbetrieb erteilt
Vorgaben bezlglich der personellen Ausstattung der Rettungswachen und
Rettungsfahrzeuge sowie der abzusichernden Einsatzgebiete. Die entsprechenden
Vorgaben werden mit den Kostentragern, vertreten durch die Arbeitsgemeinschaft der
Krankenkassen im Land Brandenburg, regelmafig wiederkehrend abgestimmt.

Die Kostenerstattung durch die Kostentrager erfolgt auf Grundlage der jahrlich zu
beschlieRenden Geblhrensatzung. Die sich auf dieser Basis sowie aus den monatlich
erfolgten Einsatzfahrten ergebenden Kosten werden gegentiber den jeweiligen Kranken- und
Sozialkassen pro Patient abgerechnet. Fir jedes Wirtschaftsjahr ist eine Kostenkalkulation
(KLR) fur die Kostentrager zu erstellen. Diese wird nach Abstimmung mit den Kostentragern
Gegenstand der jahrlichen Geblhrenkalkulation.

Um den Rettungsdienst in der bestehenden Form auch fir die Zukunft sicherzustellen,
konnte im Vergleich der drei Organisationsformen festgestellt werden, dass der
Rettungsdienst in Form einer Eigengesellschaft zu betreiben ist. Dazu ist die Griindung einer
kreiseigenen Gesellschaft mit beschréankter Haftung vorgesehen. Diese soll bis Ende des
Jahres 2012 in der Lage sein, die bisherige Durchfihrung des Rettungsdienstes zu
Ubernehmen, ohne dass sich grundlegende Verédnderungen, insbhesondere Kkeine
nachteiligen Auswirkungen in der Notfallrettung, ergeben.

3.1 Organisatorische Eingliederung im Landkreis

Der bestehende Eigenbetrieb des Landkreises Teltow-Flaming soll ohne Einschrankung
fortgefiihrt werden. Die bestehende Organisation mit dem erfahrenen Stammpersonal wirde
damit eine Fortfihrung der in Abschnitt 1.1 genannten infrastrukturellen Kernaufgaben
gewahrleisten. Daruber hinaus sind folgende Aufgaben zum 1. Januar 2013 durch den
Eigenbetrieb zu tibernehmen:

¢ Personalmanagement, Verwaltung und Organisationsverantwortung,

e Zusammenarbeit und Verhandlungen mit Betriebsrat (Betriebsvereinbarungen etc.),
o Wirtschaftsplanung der GmbH (eigener Jahresabschluss / Bilanz gem. HGB),

o Rechenschaftsberichterstattung laut GmbH Satzung an den Landkreis,

¢ Koordinationsfunktion zwischen Eigenbetrieb und GmbH,
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e Uberwachung und Entwicklung des Qualitaitsmanagementsystems gem. DIN 1ISO 9001-
2008 sowie die
e kollektiv- und individualrechtliche Koordination der Arbeitsverhaltnisse.

Hauptaufgabe der zu griindenden Gesellschaft wird damit die Ubernahme des operativen
Rettungsdienstes einschlie3lich Personal durch die Hilfsorganisationen sein. Es wird aus
heutiger Sicht davon ausgegangen, dass ca. 120 Rettungsdienstmitarbeiter auf 8
Rettungswachen weiterhin zum Einsatz kommen. Diese Zahl wird sich um die Mitarbeiter
einer 9. Rettungswache in Baruth/Mark noch erh6hen. Leitung und der Betrieb der jeweiligen
Rettungswachen sollen dabei unverandert fortgefuhrt werden, wahrend fur die
Gesamtleitung der Vollzugsaufgaben des Rettungsdienstes ein Geschéftsfuhrer fir die
Gesellschaft zu bestellen sein wird (Anlage 3). Weiterhin werden alle bestehenden
Funktionsverantwortlichen und Arbeitsgruppenkreise der Rettungsdienstbereiche mit ihren
jeweiligen kollektivrechtlichen Zulagen Ubernommen und in der GmbH fortgefiihrt. Der
einzusetzende Rettungsdienstbereichsleiter ist u. a. fir die Ausarbeitung der erforderlichen
Stellenbeschreibungen in Anlehnung an die bestehenden Strukturen der Hilfsorganisationen
verantwortlich.

Um Arbeitsschutzvorgaben und rechtlichen Normen einzuhalten, soll auf folgende
Ressourcen des Landkreises zuriickgegriffen werden:

e Datenschutzbeauftragter

e Arbeitsschutzbeauftragter

o Arbeitsmedizinische Untersuchung
e EDV-Betreuung

Um die in den Abschnitten 1.1, 2.6 und 3.1 skizzierte Aufgabenteilung zwischen Eigenbetrieb
(infrastrukturelle und rechtliche Grundlagen des Rettungsdienstes) und der neu zu
grindenden Rettungsdienst-GmbH (Ubernahme der Vollzugsaufgaben) zu gewéhrleisten, ist
es zweckmaRig, die Geschéftsleitung der Rettungsdienstgesellschaft im Eigenbetrieb
anzubinden. Dies wirde auch eine enge und reibungslose Zusammenarbeit sicherstellen.

Die unmittelbare Einbindung des Rettungsdienstes in den Eigenbetrieb wirde vermeiden,
dass Verantwortlichkeiten und die erforderlichen = Kommunikationswege und
Abstimmungskosten zum téglichen Informationsaustausch und zur Entscheidungsfindung
aufgeteilt werden. Uber das gesamte organisationsiibergreifende Aufgabenspektrum des
Rettungsdienstes besteht somit Informationssicherheit und Steuerbarkeit durch den
Eigenbetrieb Rettungsdienst bzw. Landkreis als Trager des Rettungsdienstes. Insbesondere
werden auch hohe Reorganisationskosten vermieden. Diese wirden im Falle einer
Ausgliederung der Kernaufgaben des Eigenbetriebes in die Rettungsgesellschaft entstehen.
Die unmittelbare Anbindung der Geschéftsleitung der Rettungsdienstgesellschaft im
Eigenbetrieb wirde neben dem kurzen Dienstweg zum Werkleiter und damit zum Landkreis
auch einer Verselbststandigung der Gesellschaft entgegenwirken. Derartiges ist haufig bei
externen Ausgriindungen von Gesellschaften zu beobachten.
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3.2 Satzung und rechtliche Verhaltnisse

Fur die Grindung einer GmbH ist eine Gesellschaftssatzung zu erstellen. Ein
entsprechender Entwurf wurde mit dem Rechnungsprifungsamt des Landkreises Teltow-
Flaming abgestimmt. Er ist der Anlage 1 zu entnehmen. Hierzu ist festzustellen:

Alleinige Aufgabe der zu grindenden kreiseigenen Rettungsdienstgesellschaft ist die
Durchfiihrung des Rettungsdienstes fur den Landkreis Teltow-FlAming. Andere Aufgaben
werden nicht gestellt, andere Téatigkeitsfelder oder Unternehmensziele sollten nicht verfolgt
werden.

Entsprechend erfolgte auch die Ausgestaltung der rechtlichen Verhaltnisse und damit der
Satzung. Hier wurden moglichst einfache, klare und Uberschaubare Regelungen getroffen.
Durch die enge Anbindung an den Eigenbetrieb kann auf umfangreiche interne Regularien
wie beispielsweise Geschaftsordnungen oder die Grindung von Aufsichtsgremien
(Aufsichtsrat, Beirat) verzichtet werden (vgl. hierzu auch Abschnitt 2.3).

Die in der Satzung festgelegten Uberwachungsmechanismen (z. B. Berichtspflichten oder
Zustimmungserfordernisse) geniigen den Anforderungen an Beteiligungen in offentlicher
Hand, fuhren aber nicht zu einem hohen Verwaltungsaufwand.

Die Rettungsdienstgesellschaft wird mit Eintragung als GmbH im Handelsregister ein
selbststdndiges Rechtssubjekt. Somit konnte sie wunabhangig vom Landkreis im
AulBenverhéltnis agieren. Gleichwohl ist nach dem skizzierten Grundgedanken nicht
vorgesehen, dass die Gesellschaft eigene Geschéaftsbeziehungen eingeht oder ein
eigenstandiges Auftreten im AuR3enverhéltnis begriinden soll.

Die Rechtsbeziehungen sollten durch das Aufgabenfeld auf die Beziehung zum Landkreis
fokussiert bleiben. Die Auf3envertretung bzw. das Auftreten im AuRenverhaltnis zu
offentlichen Stellen, Kostentragern, Lieferanten fur die Sachmittelausstattung, rechtliche
Vertretung bei Immobilienangelegenheiten, etc. verbleiben weitestgehend im Eigenbetrieb
und damit beim Landkreis Teltow-Flaming.

Im Innenverhaltnis erfolgt, wie bereits erlautert, eine tagliche Abstimmung und
Kommunikation im Eigenbetrieb. Eigene formale Korrespondenz- sowie Rechtsbeziehungen
und Regularien zwischen Eigenbetrieb und Rettungsdienstgesellschaft sind nicht
erforderlich. Dazu tragen die sachlich korrekte Integration von infrastrukturellen
Bestandteilen und Vollzugsaufgaben sowie kurze Dienstwege bei.

Fur die rechtliche Absicherung der Geschaftstatigkeit der Gesellschaft wirde eine
vertragliche Vereinbarung mit dem Landkreis Uber die Durchfihrung des Rettungsdienstes
sowie die damit verbundenen Leistungsentgelte ausreichen. Diese kdnnte sich im Grundsatz
an die bestehenden und bewéhrten Regelungen mit den Hilfsorganisationen anlehnen.
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3.3 Kapital- und Sachausstattung

Die Rettungsdienstgesellschaft muss in ausreichendem Mal3e mit Kapital und Sachmitteln
ausgestattet werden. Dies ergibt sich aus den bisherigen Ausfiihrungen. Dabei muss eine
Balance zwischen den fir den Geschéaftsbetrieb erforderlichen Notwendigkeiten und den
knappen finanziellen Mitteln gefunden werden.

Die Kapitalausstattung der Rettungsdienstgesellschaft hat sich an den Vorschriften des
HGB, hier primar jedoch an der Geschéaftstatigkeit der Gesellschaft, zu orientieren, weil
Investitionen im Eigenbetrieb verbleiben. Die Geschaftstatigkeit der neu zu griindenden
Gesellschaft umfasst ausschliel3lich die Vollzugsaufgaben, mit deren Wahrnehmung derzeit
noch die Hilfsorganisationen betraut sind.

Hierzu ergeben sich folgende Eckwerte (auf Basis des Jahresabschlusses zum 31.
Dezember 2010). Dabei wird davon ausgegangen, dass die Entgelte und Aufwendungen far
Notarztpauschalen, die Aufgaben und Zustandigkeiten im Zusammenhang mit der
Regionalleitstelle, die Verantwortung fir den Katastrophenschutz sowie fur die
Brandabsicherung im Eigenbetrieb verbleiben:

e Rettungstransporte 4.875 TEUR
¢ Notarzteinsatze 1.283 TEUR
¢ Krankentransporte 499 TEUR

e Summe 6.657 TEUR

Auf Grundlage dieser Daten ergibt sich fiur die zu grindende Gesellschaft ein
Geschéftsvolumen von ca. 6,5 Mio. Euro abziglich der durch den Eigenbetrieb selbst
finanzierten Aufwendungen, die bei dem Eigenbetrieb als Aufwendungen und zugleich als
Erlése verbleiben wiirden. Die hiernach verbleibenden Ertrdge und Aufwendungen lassen
sich anhand der Sach- und Personalkostenerstattungen fur die Hilfsorganisationen durch
den Eigenbetrieb entsprechend dem Wirtschaftsplan Rettungsdienst 2012 auf rd. 4,9 Mio.
Euro und fir die Kostenumlagen der Hilfsorganisationen in Hohe von rd. 0,2 Mio. beziffern, in
Summe ca. 5,1 Mio. Euro jahrlich.

Da die Sachmittelausstattung wie Rettungsfahrzeuge, medizinisches Verbrauchsmaterial,
Rettungswachen, etc. (vgl. auch Abschnitt 1.1) weiterhin vom Eigenbetrieb zur Verfigung
gestellt werden soll, entfallen sowohl Investitionskosten als auch Finanzierungskosten. Die
Rettungsdienstgesellschaft wirde damit den ihr jahrlich entstehenden Sach- und
Personalaufwand von ca. 5 Mio. Euro dem Eigenbetrieb in Form einer Kostenerstattung in
Rechnung stellen.

Fur die erforderliche Finanzierung der Gesellschaft und damit auch die Kapitalausstattung
ergibt sich ein Finanzierungsbedarf in HOhe der voraussichtlich zu erbringenden
Abschlagszahlung in H6he von ca. 400 TEUR monatlich. Die konkrete HOohe und der
Zeitpunkt der Abschlagszahlungen werden mit der GmbH vertraglich geregelt
(Geschaftsbesorgungsvertrag). Unter der Voraussetzung, dass die Kostenerstattung durch
den Eigenbetrieb zu Anfang eines Monats in Form einer Betriebsmittelzuweisung an die
GmbH erfolgt und in der Griindungsphase ggf. eine zusatzlicher Finanzierungsbedarf durch
den Eigenbetrieb tberbrickt werden kann, wird eine Kapitalausstattung der Gesellschaft in
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Hoéhe von 200 TEUR fir die Leistung einer Stammeinlage als ausreichend erachtet. Die
Stammeinlage ist im Haushalt des Landkreises bereitzustellen.

3.4 Personalausstattung

Far die zukunftige Rettungsdienstgesellschaft werden ca. 120
Rettungsdienstmitarbeiter/innen benétigt. Diese Schatzung beruht auf der derzeitigen
Zusammenarbeit des Eigenbetriebes mit den Hilfsorganisationen (vgl. Anlage 3). Dafir
werden voraussichtlich rd. 5 Mio. Euro aufzuwenden sein. Neben den Rettungswachenleitern
wird ein so genannter operativer Rettungsdienstbereichsleiters bendtigt. Da diese Funktion
bereits in den bestehenden Leitungsstrukturen der Hilfsorganisationen verankert ist, kann
der operative Betrieb der Rettungswachen ohne Unterbrechung fortgefiihrt werden. Die
Stellen- und Funktionsbeschreibungen des Rettungsdienstpersonals (Rettungswachenleiter,
Rettungsassistent, Rettungssanitdter und Funktionsverantwortliche fir Arbeitsschutz,
Qualitatsmanagement, Aus- Fort- und Weiterbildung, Medizinprodukte,
Apotheke/Medikamente und medizinische Hygiene im Rettungsdienstbetrieb) werden durch
den Rettungsdienstbereichsleiter erstellt. Vergleichbare Strukturen bestehen auch hier
bereits im gesamten Rettungsdienstbereich.

Fir die Anstellung der Mitarbeiter des Rettungsdienstes wird davon ausgegangen, dass das
derzeit bei den Hilfsorganisationen fiir den Rettungsdienst des Landkreises Teltow-Flaming
beschaftigte Personal weitestgehend im Rahmen eines Betriebsiiberganges nach § 613 a
BGB zum Jahreswechsel 2012/2013 tibernommen werden kann (vgl. Abschnitt 2.4).

Ein solcher Betriebsiibergang garantiert, dass gut ausgebildetes und erfahrenes Personal,
welches auch mit den spezifischen Einsatzverhdltnissen der Region bzw. des jeweiligen
Einsatzgebietes vertraut ist, von Beginn an der Gesellschaft zur Verfigung steht. Damit ist
die Fortfiihrung des operativen Rettungsdienstes im Landkreis vollumfanglich gewahrleistet.

Die Vergitung der Mitarbeiter im Rettungsdienst wird sich im ersten Jahr des
Betriebsiiberganges auf Grund gesetzlicher Bestimmungen nicht verandern. Sie entspricht
den im Zeitpunkt des Ubergangs bei den Hilfsorganisationen gewéhrten Vergitungen. Fir
die Folgejahre ware dann in Einvernehmen mit den Kostentragern eine Vereinheitlichung der
Bezlige vorzunehmen, was aller Voraussicht nach zu einer einmaligen Anpassung der
Vergutungen flhren wirde.

Die im Eigenbetrieb beschaftigten Mitarbeiter (vgl. Abschnitt 1.1) waren hiervon nicht
betroffen, soweit die Einstellung des Geschaftsfuhrers direkt im Eigenbetrieb erfolgt.

Durch die Zusammenfuhrung aller Verwaltungs- und Managementaufgaben im Eigenbetrieb
Rettungsdienst wird im Einvernehmen mit den Kostentragern die Schaffung einer
zuséatzlichen allgemeinen Verwaltungsdienststelle im Eigenbetrieb Rettungsdienst zum
01.01.2013 erforderlich (vgl. Anlage 3).

Ein wesentlicher Teil der von den Hilfsorganisationen erbrachten Verwaltungsleistungen
besteht in der Personalverwaltung bzw. -abrechnung der jeweiligen
Rettungsdienstmitarbeiter/innen. Diese Leistungen konnten fur die
Rettungsdienstgesellschaft durch externe Dienstleister voraussichtlich glnstiger erbracht
werden (vgl. Anlage 2 und Abschnitt 3.6). Durch die Einholung von Angeboten privater Dritter
sowie vom Landkreis muss die Wirtschaftlichkeit gesondert bestétigt werden.
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Die Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter kann in der bestehenden und bewéhrten Struktur
durch eigene Lehrrettungsassistenten erfolgen. lhnen obliegt in Zusammenarbeit mit dem
arztlichen Leiter Rettungsdienst die Organisation, Durchfiihrung und Uberwachung der
Ausbildung. Dazu ist die Vernetzung mit dem Feuerwehrtechnischen Zentrum (FTZ) des
Landkreises Teltow-Flaming vorgesehen.

Das in vielen Jahren mit den Hilfsorganisationen gemeinsam erarbeitete Know-how bei der
organisatorischen und personellen Sicherstellung des Katastrophenschutzes des
Landkreises Teltow-Flaming soll langfristig genutzt und ausgebaut werden. Die
Einbeziehung ehrenamtlich tatiger Mitglieder der Hilfsorganisationen in die Aus- und
Fortbildungsabléaufe der kreiseigenen Gesellschaft wirdigt die ehrenamtliche Téatigkeit und
fordert zugleich ein professionelles und leistungsstarkes Hilfeleistungssystem. Die langfristig
aufgebauten Strukturen kénnen und sollen somit fortgeftihrt werden.

3.5 Betriebstibergang

Zunéchst sollte die Beschlussfassung des Kreistages in seiner nachsten Sitzung am
10.09.2012 uber die Grindung einer kreiseigenen Rettungsdienst-GmbH abgewartet
werden. Diese GmbH soll die Rettungsdienstaufgaben fiir den Kreis Teltow-Flaming
erledigen und dafur die Belegschaft von den bisher beauftragten Hilfsorganisationen
Ubernehmen.

Im Falle eines zustimmenden Beschlusses durch den Kreistag sollten unverziglich
MaBBnahmen zur Grindung einer kreiseigenen GmbH  (Beurkundung der
Gesellschaftersatzung/Antrag auf Eintragung in das Handelsregister etc.) eingeleitet
werden.

Parallel dazu sollten die zu Ubernehmenden Mitarbeiter aus den Hilfsorganisationen tber
den geplanten Betriebstibergang zum 01.01.2013 informiert werden (8 613 a Abs. 5 BGB).
Nach der gesetzlichen Vorgabe ist der jeweilige Mitarbeiter (iber Folgendes zu unterrichten:

e den Zeitpunkt oder den geplanten Zeitpunkt des Ubergangs,

e den Grund fir den Ubergang,

e die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Ubergangs fiir die Arbeitnehmer
und

¢ die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussicht genommenen MalBnahmen.

Die Unterrichtung hat in Textform (8 126 b BGB) zu erfolgen. Denkbar ist also, die
betroffenen Arbeitnehmer per E-Mail, Intranet oder durch Aushang am schwarzen Brett zu
unterrichten. Wegen der den BetriebsverauBerer oder Betriebserwerber obliegenden
Beweislast fir den Zugang der Unterrichtung empfiehlt es sich, das Unterrichtungsschreiben
gegen Empfangsbekenntnis an jeden einzelnen Arbeithehmer oder durch Zustellung an die
Wohnanschrift unter Anfertigung eines Zustellungsprotokolls zu tGbergeben.

Uber den Inhalt des Unterrichtungsschreibens sollten sich der Landkreis und die jeweiligen
Hilfsorganisationen entsprechend abstimmen. Eine Verletzung der Unterrichtungspflicht kann
unter Umstanden nach der Rechtsprechung des BAG zu Schadensersatzanspriichen fuhren.
Aus diesen Grinden empfiehlt es sich, dass der Landkreis mit der jeweils betroffenen
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Hilfsorganisation ein gemeinsames Unterrichtungsschreiben entwirft, das dann von der
kreiseigenen GmbH (in Griindung) und der jeweiligen Hilfsorganisation unterschrieben
werden sollte.

Der betroffene Arbeitnehmer kann dem Betriebsiibergang innerhalb eines Monats nach
Zugang der Unterrichtung schriftlich widersprechen (8 613 a Abs. 6 BGB). Falls der
betroffene Mitarbeiter nicht oder nur unvollstdndig Uber den Betriebslibergang unterrichtet
werden sollte, besteht das Risiko, dass die Widerspruchsfrist nicht in Gang gesetzt wird.
Dann kann der Arbeithehmer auch nach dem Betriebsibergang grundsatzlich unbefristet
sein Widerspruchsrecht ausiben. Dies hatte zur Folge, dass das Arbeitsverhaltnis mit den
Hilfsorganisationen zu einem spéateren Zeitpunkt wieder aufleben kénnte. Allerdings sind hier
nach der Rechtsprechung des BAG Verwirkungsgrenzen zu beachten. Die
Weiterbeschéftigung eines spater dem Betriebstibergang widersprechenden Mitarbeiters in
der jeweiligen Hilfsorganisation dirfte auch nicht im Interesse des Landkreises liegen. Im
Innenverhaltnis kénnte es dann zu Ausgleichspflichten zwischen den beteiligten
Rechtstragern im Falle einer unvollstandigen Unterrichtung kommen.

Falls Mitarbeiter aus den jeweiligen Hilfsorganisationen nach Zugang des
Unterrichtungsschreiben dem Betriebsiibergang schriftlich widersprechen sollten, kann die
jeweilige Hilfsorganisation eine betriebsbedingte Kiindigung aussprechen, da der
Arbeitsplatz nicht mehr bei der Hilfsorganisation vorhanden, mithin auf die kreiseigene
GmbH Ubergangen ist. Fir die jeweilige Hilfsorganisation besteht hier das finanzielle Risiko,
langjahrig beschaftigte Mitarbeiter wegen langerer Kundigungsfristen (ber den 31.12.2012
hinaus beschaftigen und vergiiten zu mussen, im Falle der gerichtlichen Feststellung der
Unwirksamkeit der Kindigung auch nach Ablauf der Kindigungsfrist. Aul3erdem konnen
Anwaltskosten flr die jeweilige Hilfsorganisation zur Abwehr von Kindigungsschutzklagen
und Kosten fir etwaige Abfindungszahlungen im Rahmen von gerichtlichen Vergleichen
entstehen. Aus diesen Grinden empfiehlt es sich, die jeweiligen Mitarbeiter moglichst
frihzeitig Uberden geplanten Betriebstibergang zu unterrichten. Im Falle eines Widerspruchs
kann dann zeitnah gekindigt und das Kostenrisiko im Falle von langeren Kindigungsfristen
eingeschrankt werden. Gegebenenfalls kann mit den jeweiligen Hilfsorganisationen eine
Vereinbarung uber die Kostentragungspflicht/Kostenteilung im Falle von betriebsbedingten
Kiindigungen gegenuber widersprechenden Mitarbeitern getroffen werden. Es kann hier
nicht ausgeschlossen werden, dass die Hilfsorganisationen im Klagewege versuchen
werden, die Erstattung der durch die Kindigung/Weiterbeschaftigung ihrer Mitarbeiter
entstehenden Kosten vom Landkreis zu verlangen. Unter Umstanden kann hier eine
(nach)vertragliche Verpflichtung aus den jeweiligen Ubertragungs- und
Dienstleistungsvertragen zwischen dem Landkreis Teltow-Flaming und den jeweiligen
Hilfsorganisationen abgeleitet werden. Eine abschlieRende Uberprifung dieser Problematik
ist vom Landkreis in Auftrag gegeben worden. So kénnten die Hilfsorganisationen in diesem
Zusammenhang einwenden, dass es nicht in ihre Sphare fallt, dass bisher aus unbenannten
Griunden keine zeithahen Beschlisse Uber die Grindung einer kreiseigenen Rettungsdienst-
GmbH herbeigefiihrt worden sind. Es durfte allerdings auch nicht zielfihrend sein, den
Hilfsorganisationen seitens des Landkreises zu empfehlen, bereits jetzt betriebsbedingte
Kiindigung zur Kostenminimierung auszusprechen. Im Falle eines fehlenden Beschlusses
des Kreistages am 10.09.2012 missten die Kindigungen der Dienstleistungsvertrage
gegeniuber den Hilfsorganisationen einvernehmlich zuriickgenommen werden, um die
Tatigkeit der Hilfsorganisationen fiir einen befristeten Zeitraum zu verlangern.
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Um mdoglichst viele Arbeitnehmer zu einem Wechsel in die kreiseigene GmbH zu
veranlassen, empfiehlt es sich, eine dreiseitige Uberleitungsvereinbarung zwischen dem
Mitarbeiter, der kreiseigenen GmbH und der jeweiligen Hilfsorganisation abzuschlieRen.
Nach herrschender  Meinung  wird eine  solche Uberleitungsvereinbarung/
Einverstandniserklarung auch als Verzicht auf das Widerspruchsrecht angesehen. Der
Arbeitnehmer wirde sich mit einer solchen Vereinbarung dem Vorwurf widerspriichlichen
Verhaltens nach 8 242 BGB aussetzen, wenn er trotz erklarter Einwilligung spater einem
Betriebstibergang wegen unvollstandiger Unterrichtung widersprechen wurde.

3.6 Mallnahmen / Zeitplan

Entsprechend der vorgelegten Ausarbeitung, den beschriebenen rechtlichen Vorgaben sowie
dem derzeitigen Planungsstand kann der folgende Projekt-MalRnahmenkatalog/Zeitplan zur
Grundung einer kreiseigenen Rettungsdienst-GmbH und Ubernahme der Mitarbeiter aus den
betroffenen Hilfsorganisationen abgeleitet werden (Anderungen vorbehalten):

Fertig
stellen

Berichterstattung des Landrates,

Beschluss der KA Empfehlung

(GmbH) und Zustimmung zum

Gesellschaftsvertrag

Terminvereinbarungen mit den

Manuell geplant Leistungserbringern, Klarung 5 Tage Di 11.09.12 Mo 17.09.12 Werkleiter
Personal, Altersteilzeit, ZVK usw.

Werkleiter, Leiter
Rettungsdienst

VVorgangsmodus Vorgangsname Dauer Anfang Ressourcennamen

Manuell geplant 1 Tag Mo 10.09.12 Mo 10.09.12 Kreistag

14 Tage Di11.09.12 Fr 28.09.12

Einberufung einer Arbeitsgruppe
der Rettungswachen zu fachlichen
Schwerpunkten, Anhorung der
Leistungserbringer

Manuell geplant 10 Tage Mi12.09.12 Di25.09.12 Leiter Rettungsdienst
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Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Manuell geplant

Anmeldung/Ummeldung der
Lehrrettungswachen beim
Landesamt fir Umwelt
Gesundheit und
Verbraucherschutz

Einberufung
Rettungsdienstbereichsbeirat

Notarielle Beurkundung Satzung /
Einzahlung Stammkapital /
Festlegung Geschéaftsfiihrung

Antrag auf Eintragung in das
Handelsregister

Entwurf eines
Geschéftsbesorgungsvertrages,
juristische Abteilung des LK

Einberufung
Mitarbeiterversammlung zur
Information Uber den geplanten
Betriebsiibergang
Unterrichtung der Arbeitnehmer
gem. 613 a Abs. 5 BGB durch
gemeinsames Schreiben
Landkreis + HO

Inventur BGA der
Rettungswachen

ggf. Ausspruch betriebsbedingter
Kindigungen bei
widersprechenden Arbeitnehmern
Ausschreibung der Leistungen
Lohnbuchhaltung ab 01.12.2011

Ausschreibung einer allgemeinen
Verwaltungsstelle in der GmbH

Inventur Verbrauchsmaterialien
bei den HO

Empfehlung KA
"Geschaftshesorgungsvertrag
zwischen Landkreis und GmbH"
Beschluss der KA Empfehlung
(Geschaftsbesorgungsvertrag)
Betriebskostenpriifung der
Hilfsorganisationen

Empfehlung KA
"Rettungsdienstbereichsplan
2013"

Beschluss der KA Empfehlung im
Kreistag (Rettungsdienst-
bereichsplan, MANV-Plan 2013)

Betriebsbeginn 01.01.2013

30 Tage

20 Tage

11 Tage

21 Tage

57 Tage

1 Tag

22 Tage

15 Tage

7 Tage

23 Tage

23 Tage

10 Tage

15 Tage

1 Tag

26 Tage

14 Tage

1 Tag

1 Tag

Di 11.09.12

Mo 03.09.12

Mo 17.09.12

Mo 01.10.12

Mo 16.07.12

Mo 01.10.12

Di 02.10.12

Mo 10.09.12

Do 01.11.12

Mo 01.10.12

Mo 01.10.12

Mo 05.11.12

Di 02.10.12

Mo 05.11.12

Mo 10.09.12

Mi 07.11.12

Mo 10.12.12

Di 01.01.13

Mo 22.10.12

Fr 28.09.12

Mo 01.10.12

Mo 29.10.12

Di 02.10.12

Mo 01.10.12

Mi 31.10.12

Fr 28.09.12

Fr09.11.12

Mi 31.10.12

Mi 31.10.12

Fr16.11.12

Mo 22.10.12

Mo 05.11.12

Mo 15.10.12

Mo 26.11.12

Mo 10.12.12

Di 01.01.13

Leiter Rettungsdienst

Leiter Rettungsdienst

Werkleiter, Landrat,
Dezernent

Werkleiter, Landrat,
Dezernent
Werkleiter,
Wirtschaftspriifer,
Leiter
Rettungsdienst, RPA

Werkleiter, Leiter
Rettungsdienst, DRK,
JUH, ASB

Werkleiter, Landrat,
Dezernent, DRK,
JUH, ASB

MA Rettungsdienst
Eigenbetrieb,
Rettungswachen

DRK, JUH, ASB
Rettungsdienst

Eigenbetrieb
Personalamt
Landkreis Teltow-
Flaming

MA Rettungsdienst
Eigenbetrieb,
Rettungswachen

Kreisausschuss

Kreistag

Wirtschaftspriifer

Kreisausschuss

Kreistag

Rettungsdienst-
GmbH
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4. Zusammenfassung

Die vorliegende Ausarbeitung wurde in beratender Zusammenarbeit mit der
Wirtschaftsprifungskanzlei Beil, Baumgart und Partner sowie DDC Dodel Rechtsanwalte
erstellt. Nach eingehender Darstellung der differenzierten Ausgangslage des Landkreises
Teltow-Flaming erfolgte eine Betrachtung der méglichen kommunalen Organisationsformen.

Die Verknlupfung der aus der Ausgangslage abgeleiteten bestimmenden Kriterien mit den zur
Verfligung stehenden kommunalen Organisationsformen fiihrte zu folgenden Kernaussagen:

e Die Uberfiihrung des Personals fiir den Vollzug der Aufgaben des Rettungsdienstes in
den bestehenden Eigenbetrieb ist organisatorisch, rechtlich und zugleich bei Wahrung
der Qualitat der Leistungserbringung grundséatzlich durchfiihrbar. Die unmittelbare Pflicht
zur Anwendung des Tarifrechts des Offentlichen Dienstes fiihrt zu einer sofortigen
Aufwandssteigerung im Bereich der Personalkosten. Hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit
der Betriebsfiihrung ist die Zustimmung der Kostentrdger aus vorgenannten Griinden
nicht zu erzielen. Dies mindet in dem Risiko, die moglichen Mehrkosten durch den
Kreishaushalt finanzieren zu missen.

e Die Uberfiihrung des Personals fiir den Vollzug der Aufgaben des Rettungsdienstes in
eine neu zu grindende Anstalt des &ffentlichen Rechts basiert auf Voraussetzungen,
welche vergleichbar mit der Organisationsform des Eigenbetriebes sind. Bei der
Bewertung war wesentlich, dass die Uberfilhrung des Personals der Hilfsorganisationen
in einer unmittelbaren Anwendung des Tarifrechts des Offentlichen Dienstes mit den
vorgenannten Kostenrisiken mindet.

e Die Griindung der Organisationsform Eigengesellschaft zur Ubertragung der Aufgaben
des Rettungsdienstes wird empfohlen. Betriebsbeginn der Rettungsdienst GmbH soll
nach derzeitigem Planungsstand der 01.01.2013 sein. FiUr den Landkreis lassen sich
neben Synergieeffekten insbesondere haftungsrechtliche und wirtschaftliche sowie in
Teilen organisatorische Vorteile mit einer Eigengengesellschaft in privatrechtlicher Form
erzielen. Ferner waren die differenzierten Ausgangsvoraussetzungen im Landkreis
Teltow-Flaming ausschlaggebend fiur die Wirtschaftlichkeit der Betriebsfiihrung. Die
Zustimmung der Kostentrager ist unter der Voraussetzung der gegebenen
Wirtschatftlichkeit wabhrscheinlich. Die Kostenrisiken der vorgenannten
Organisationsformen werden vermieden. Langfristig besteht die Madglichkeit, einer
Harmonisierung der Lohnkosten mit dem Tarifvertrag des Offentlichen Dienstes.
Voraussetzung ist der Erhalt der Wirtschaftlichkeit wobei der Begriff der Wirtschaftlichkeit
dabei nicht nur den Preis, sondern auch Merkmale wie Qualitat und Zuverlassigkeit
umfasst (vgl. hierzu auch Abschnitt 2).

Auf den vorgenannten Schlussfolgerungen fuRend wurde ein Rahmenkonzept fir die
Griundung einer Eigengesellschaft (GmbH) vorgestellt. Der strukturelle Aufbau orientiert sich
zwingend an der differenzierten Ausgangslage des Landkreises Teltow-Flaming. D. h., der
Aufbau der Rettungsdienst GmbH basiert auf den Strukturen des bestehenden
Rettungsdienst-Eigenbetriebes und profitiert in erheblichem Male von den beschriebenen
Synergien.

Eine fur die Aufgabenerfillung angemessene Satzung wurde der vorliegenden Arbeit in
Anlage 1 beigefiligt. Die Satzung wurde vom Rechnungspriufungsamt des Landkreises
Teltow-Flaming und der IHK geprft.
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Der sukzessive Ablauf aller organisatorisch notwendigen Schwerpunktaufgaben zur
Grundung einer GmbH wurde in einem Zeitplan dargestellt. Dieser Zeitplan ist in
regelmafRigen Abstdnden den aktuellen Entwicklungen anzupassen. Der Bearbeitungsstand
ist der Versionsangabe auf Seite zwei zu entnehmen.

Die Durchfiuhrung der Aufgaben des Rettungsdienstes durch eine kreiseigene
Rettungsdienst-GmbH stellt unter gleichberechtigter Wirdigung von Wirtschaftlichkeit,
Qualitdt und Zuverlassigkeit der Leistung sowie der sozialen Verantwortung fir die
Beschaftigten die vorteilhafteste Organisationsform fur den Landkreis Teltow-Flaming aus
derzeitiger Sicht dar.




§1

§2

§3

§4

Anlage 1
Blatt 1

Gesellschaftsvertrag

Rettungsdienst Teltow-Flaming GmbH

Firma und Sitz der Gesellschaft

(1)

Die Gesellschaft fihrt die Firma ,Rettungsdienst Teltow-Flaming GmbH",

(2) Sitz der Gesellschaft ist Luckenwalde.

Gegenstand und Zweck des Unternehmens

(1)

(@)

3)

Der Gegenstand des Unternehmens ist die Organisation und Durchfilhrung des
bodengebundenen Rettungsdienstes fir den Landkreis Teltow-Flaming nach der Mal3gabe
des Gesetzes Uber den Rettungsdienst im Land Brandenburg (BbgRettG) in der jeweils
aktuellen Fassung, der Verordnung (ber den Landesrettungsdienstplan des Landes
Brandenburg  (LRDPV) in der jeweils aktuellen Fassung und des
Rettungsdienstbereichsplanes des Landkreises Teltow-Flaming in der aktuellen Fassung.

Das Unternehmen ist unter MaRgabe eines kostendeckenden Geschéaftsbetriebes
ausschlieBlich auf den 6ffentlichen Zweck gemafl dem BbgRettG ausgerichtet.

Die Gesellschaft ist zu allen MaBnahmen und Geschéaften berechtigt, die dem Zweck des
Unternehmens unmittelbar dienen und férderlich sind.

Stammkapital

(1)
(@)

(3)

(4)

Das Stammkapital der Gesellschaft betragt EUR 200.000 (in Worten: zweihunderttausend)

Von diesem Stammbkapital Gbernimmt der Landkreis Teltow-Flaming einen Geschéaftsanteil
im Nennbetrag von EUR 200.000 (insgesamt 100% des Stammkapitals).

Auf den Geschaftsanteil sind Einlagen zum Nennbetrag in Geld zu leisten. Sie sind sofort
in voller Hohe einzuzahlen.

Die Kosten etwaiger Kapitalerhhungen (Notar, Gericht, evtl. Genehmigungen, Anwalt,
Steuerberater) werden von der Gesellschaft getragen, soweit dies nicht im
Erh6éhungsbeschluss anders geregelt wird.

Vertretung und Geschéftsfiihrung

(1)

(2)

Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschéftsfihrer.

Ist nur ein Geschaftsfihrer vorhanden, so vertritt dieser die Gesellschaft alleine. Sind
mehrere Geschéftsfilhrer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschéftsfihrer
gemeinsam oder durch einen Geschéftsfiihrer zusammen mit einem Prokuristen vertreten.
Einzelvertretungsbefugnis sowie die Befreiung von den Beschrankungen des § 181 BGB
kénnen gewahrt werden.

Die Geschéftsfihrung fuhrt die Geschéfte der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmanns nach Maligabe der Gesetze, dieses Gesellschaftsvertrages
sowie der Beschlisse der Gesellschafterversammlung und der Geschéftsordnung fur die
Geschaftsfihrung.



§5

3)

(4)

()

Anlage 1
Blatt 2

Die Geschéftsfihrung hat gemaR den Vorgaben der Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg in der giltigen Fassung (BbgKVerf) zum Ende eines Geschéftsjahres fir das
folgende Geschaftsjahr einen Wirtschaftsplan dem Gesellschafter vorzulegen und
genehmigen zu lassen.

Die Geschaftsfihrung hat dem Gesellschafter mindestens zweimal im Jahr zu berichten

Uber:

a) die beabsichtigte Geschéftspolitik und andere grundsétzliche Fragen der kinftigen
Geschaftsfihrung,

b) den Gang der Geschéfte, insbesondere die Entwicklung von Umsatz und Kosten
sowie die Liquiditat der Gesellschaft,

c) die Geschéfte, die fir die Rentabilitat oder Liquiditat der Gesellschaft bedeutsam sein
kdnnen.

Zur Vornahme folgender Geschéfte ist die vorherige Zustimmung des Gesellschafters

erforderlich:

a) Gewahrung von Versorgungszusagen,

b) Erteilung und Entzug der Prokura oder Handlungsvollmacht,

c) Erwerb VerauRerung und Belastung von Grundsticken und grundsticksgleichen
Rechten,

d) Investitionen, die im Einzelfall Gber einen Betrag von 10.000,- Euro hinausgehen,

e) Aufnahme oder Gewéahrung von Krediten, ausgenommen Lieferantenkredite,

f)  Grundung oder Verlegung von Betriebsstatten,

g) Erwerb oder Verauf3erung von Beteiligungen.

Gesellschafterversammlung

(1)

(2)

©)

(4)
()

(6)

Die Einberufung der Gesellschafterversammlung hat durch die Geschaftsfiihrung
schriftich an samtliche Gesellschafter mit einer Frist von mindestens 4 Wochen zu
erfolgen. Soweit die Ladung nicht personlich Ubergeben wird, ist sie per
Ubergabeeinschreiben zu versenden. Der Lauf der Frist beginnt mit dem Tage der
Aufgabe zur Post. Der Tag der Versammlung wird nicht mitgerechnet. Die Absendung an
die letzte der Gesellschaft mitgeteilte Anschrift gentgt.

Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn sie ordnungsgemaf einberufen
ist und mindestens 75% des Stammkapitals vertreten sind. Ist letzteres nicht der Fall, so
ist eine zweite Gesellschafterversammlung mit einer Ladungsfrist von 14 Tagen und
gleicher Tagesordnung einzuberufen. Diese Gesellschafterversammlung ist dann ohne
Rucksicht auf das vertretene Kapital beschlussfahig. Auf diese Rechtsfolge ist in der
zweiten Ladung hinzuweisen.

Alle Beschlisse der Gesellschaft werden mit einfacher Mehrheit der in der
Gesellschafterversammlung abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz
oder Satzung andere Mehrheitsverhaltnisse vorgeschrieben sind. Alle gefassten
Beschlisse sind zu protokollieren.

Jeder Euro eines Geschéftsanteils gewahrt bei der Beschlussfassung eine Stimme.

In der Gesellschafterversammlung kann sich ein Gesellschafter per in Textform
vorzulegender Vollmacht durch Mitgesellschafter vertreten lassen. Im Ubrigen ist eine
Vertretung zulassig, wenn keiner der an der Gesellschafterversammlung teilnehmenden
anderen Gesellschafter widerspricht.

Soweit alle Gesellschafter mit der betreffenden Form der Beschlussfassung einverstanden

sind und soweit nicht zwingende Formvorschriften bestehen, kénnen die Beschlisse der

Gesellschaft auch auf eine andere Art gefasst werden, vor allem

a) auBerhalb von Gesellschafterversammlungen, insbesondere im Rund-um-Verfahren
in schriftlicher Form, mundlich oder per Telefon, Telefax oder E-Mail,
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b) in kombinierten Verfahren, insbesondere durch Kombination einer Versammlung
einzelner Gesellschafter mit einer — vorherigen, gleichzeitigen oder nachtraglichen —
Stimmabgabe der anderen Gesellschafter im Sinne von a) sowie durch eine
Kombination verschiedener Stimmabgabearten im Sinne von a) (z.B. teils schriftlich,
teils per E-Mail etc.).

Gesellschafterbeschlisse kdnnen nur binnen acht Wochen seit der Beschlussfassung
durch Klage angefochten werden.

Die Gesellschafterversammlung ist insbesondere zustandig fur die:

a) Feststellung des Jahresabschlusses,

b) Beschlussfassung Uber die Verwendung des Bilanzergebnisses,

c) Bestellung des Abschlussprifers,

d) Bestellung, Entlastung und Abberufung der Geschéftsfihrer,

e) Abschluss, Anderung und Kiindigung der Dienstvertrage fiir die Geschaftsfihrer,
f)  Aufstellung einer Geschéftsordnung fir die Geschaftsfuhrung,

g) Zustimmung zu den in § 4 Abs. 5 aufgefuhrten Geschéften der Geschéaftsfiihrung.

Dauer der Gesellschaft — Geschéftsjahr

1)
(@)

Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

Jahresabschluss, Gewinnverwendung

(1)

)

(3)

(4)

®)

Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung nebst Anhang) sowie der
Lagebericht sind alljahrlich innerhalb der gesetzlichen Fristen von den Geschéftsfiihrer(n)
aufzustellen und den Gesellschaftern zur Feststellung vorzulegen.

Fur den Jahresabschluss, die Gewinnverteilung und die Gewinnverwendung gelten die
gesetzlichen Vorschriften, insbesondere § 264 HGB, 88 29, 42 a GmbHG. Der
Jahresabschluss ist nach den GréRenmerkmalen fir grof3e Kapitalgesellschaften i. S. d. §
267 Abs. 3 HGB zu erstellen.

Der Jahresabschluss und Lagebericht ist nach der Erstellung unverziglich einem von den
Gesellschaftern bestimmten Wirtschaftsprufer zur Prifung vorzulegen. Der Auftrag zur
Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes ist um eine Prifung nach 8§ 53
Haushaltsgrundsatzegesetz (HGrG) zu erweitern. Nach Abschluss der Prifung ist der
Jahresabschluss und der Prifungsbericht dem Gesellschafter zuzuleiten.

Dem Rechnungsprifungsamt des Gesellschafters stehen uneingeschrankt die
Informations- und Prifungsrechte nach § 54 HGrG zu. Zusatzlich zur Abschlussprifung
und der erweiterten Abschlussprifung kénnen dem Rechnungsprifungsamt die in § 53
Abs. 1 HGrG normierten Rechte eingerdumt werden. Die Ubertragung der Rechte erfolgt
durch Beschluss der Gemeindevertretung.

Die Gesellschafterversammlung kann beschlieRen, dass ein Teil des Gewinns in
Rucklagen eingestellt wird.

Verfigung Uber Geschéftsanteile

1)

Jede Verfigung UUber Geschéftsanteile oder Teile von solchen (insbesondere
Ubertragungen, Verpfandungen, NieRbrauchsbestellungen) bedarf der schriftlichen
Zustimmung der Gesellschafterversammlung erganzend unter Berlcksichtigung der
Bestimmungen des § 28 BbgKVerf.
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89  Grindungsaufwand

Der Grundungsaufwand (Kosten fir Notar und Gericht sowie evtl. Genehmigungen, Anwalt,
Steuerberater) wird von der Gesellschaft bis zu einem Gesamtbetrag von EUR 2.500,— Glbernommen.
Ein darliber hinausgehender Grindungsaufwand wird von den Gesellschaftern im Verhdltnis ihrer
Gesellschaftsbeteiligungen getragen.

8§10 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so
wird die Wirksamkeit der Satzung im Ubrigen hierdurch nicht beriihrt. Die unwirksame, nichtige oder
anfechtbare Bestimmung ist so umzudeuten oder durch Satzungsanderung zu andern bzw. zu
erganzen, dass der damit verfolgte Zweck im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen soweit wie
maglich erreicht wird. Dasselbe gilt bei Vorhandensein von Liicken.
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sise zu den KLR Aufwandskonten

Aufwendungen fur das Bereitschafissystem

(Organisatorischer Leiter Reltungsdienst

Aufwendungen for angestelites Rettungsdienst-

grersonal der Hilfsorganisal

nen
(abzigl Angestellts des Eigenbetriebes)

lAautwendungen for den Arztlicher Leiter RD

Aufwendungen for die notarztliche Sicherstellung der

Qhotarztstandorte

Z eitzuschiags fur angestelltes RD Personal

VWechselschichizulage fur RD Personal

Aufwendungen for das LNA Bereitschaftssystem

Versorgungsaufwendungen fur zwei Beamte im EB

Aufwendungen fur Zusatzversorgungskasse ZVK

(Angestalite des Eigenbetnebes snd abzuziehen)

Versorgungsbeitrage fir Praktikanten

Geselzliche Sozialabgaben fur Angestelite

estelite im Eigenbelneb sind abzuziehen)

Betreiberunabhangig §Beitragsaufiwendungen fur zwei Beamte im EB

eisen, Anreise zu Fachausbildungen

Fort- und Weiterbildung der RD Angesteliten

ortbildungsbeauftragtensystem RD

frzusch Lohnsteuern, Schwarbehindertenabgaben, BG

VWartungsvertrage werden durch den Landkreis gefihrt

Aufwand bel Mistobjelden wird den Eigentiemern

erstattet

/G unter 410.- Euro, Autwendungen werden den
L eistungserbringern erstattet; vorrausgesetz es sind
Aufwendungen des Rettungsdienstes

Betreiberunabhangig fF unkaniagen liegen im Zustandigkeitsbereich EB

L eitstellentechnik, Anbindung an die Region
Eigentum Eigenbetneb

Eatrewber\_'naohang\glF‘aparatur techruscher Anlagen und BGA

Aufgabenbereich EB

G emietete, gepachiete Obje
Wartungsvertrag:

a (Rettungswachen)
gen beim Landkreis

Betreiberunabhangig fBetriebskosten(erstattungen)

Aufgabenbereich des EB

A 3 Mlm@mﬁaﬂﬁb (KLR 201 Kommunalisierung | Ausschreibung
A 3.1 ﬂmmﬂ;ﬂlsgmn — 6.675.714 6.675.713 6.675.713
40 JAufwendungen ehrenamtl. Tatigkeit
40000 Aufwendungen ehrenamtl. Tatigkeit | 7.50000 Betrelberunabhangig | Betreiberunabhangig
41 Dienstbezlige und dergl.
41000 Beamte 73.199.00 J Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
41400 Angestellte 3.776.812,00 Personalkosten bleiben unverdndert
41500 Arbeiter
41600 Beschéftg -entgelte/Aufivandsentsch.
14141 Notarztvergitungen *
41410 Arztlicher Leiter Rettungsdienst * Betreiberunsbhangig | Betreiberunabhangig
41411 angestelite Notirzte *
41412 Krankenhausérzte * 1.391.000,00 § Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
41413 iedergel. Arzte/Vertragsarzte *
41414 Notérzte in Ausbildung *
418 .ZHSCNE e/ Zl.lﬂm * =
41810 Zuschldge Sa/SofFeiMachtzuschlag 208.070,00 P tkosten blei dndert
41820 Wechselschicht/Schichtzulage 123.980.00 P lkosten bleil fert
41830 Verpflegungsmehraufwand
41840 Uberstundenvergiitung 20.799.00 20.799,00 20.798,00
41850 Bereitschaftsdienst/ Rufbereitschaft
41860 Leitende Notérzte * Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangia
41870 Sonstige Zulagen *
42 |Versorgungsbeziige u. dgl.*
142000 Beamte
142400 Angestellte
42411 angestelite Notarzte
42500 | Arbeiter
42800 Sonstige
23 Eetusge Versorgungsk ZVK
43000 Beamt 29.800,00 J Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
143400 Angestellte 179.166,00 P lkosten bleil dert
43411 angestelite Notirzte | |
43500 Arbeiter | |
43800 Sonstige * 2.493.00 249300 2499,00
44 IBQ!E Qe Zur gesetzi. Sozialvers.
144400 Angestellte 767.587,00 P tkoster ble Jert
44411 tellte Notédrzte
44500 Arbeiter
144800 Sonstig
145000 Beihilfen/Beitréige zur Beihilfevers. * 1.150,00 Belreiberunabhangig
46 Persondnebenaugd)en
46100 Reisekostenerstattungen 2.400,00 2.400,00 2.400,00
46200 Fortbildung * 37.148,00 37.148,00 37.148,00
46300 Arbei dizinische Untersuchungen 10.111,00 |
46400 Abfindungen * 0,00 0,00 | |
146500 Sonstiger Personalaufwand * 16.882.00
46600 Ausbildungskosten nichtérzt]. Personal *
46700 Ausbildungsk Notérzte *
Sachkosten 1.084.584 1.125.780 1.084.585
JUnterhaltg. Grundstiicke f Gebaude *
Rep./Instandhaltg. von Gebduden 35.042,00 Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
Re finstandhaltg. an AuRenanlagen 17.773,00 [ Betreiberunsbhangig | Betreiberunabhangig
Reparaturmaterial / Kleinwerkzeuge * 2.700,00 Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangia
Wartungsaufiwand 200,00 Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
Sonstige Rep. und Instandsetzungen 250,00 Batreiberunabhangig | Befreiberunabhangig |
Unterhaltg. sonst. unbew. Vermdg.
52 Gerdte, Ausruistung, Verbrauch
2100 Geringwertige Ausriistungsgegenst. 2.100,00 | Bstreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
52210 Medikamente 108.689,00 J Betraiberunabhangig | Betreiberunabhangig
52220 Verbandsstoffe/med. Verk t * 177.331,00 J Betrsiberunabhangig | Betreiberunabhanaig
52230 |Med.-techn. Gerite als GWG
523 Reparaturen und Wartung
52310 Funkanlagen 23.898,00 Q Betreiberunabhangig
EZ;ZO Femnsprechanlagen 200,00 Betreibsrunabhangig Eeb'mtvémng_b__rjgggjgl
52330 Med.-techn. Gerdte 26.099,00 [ Betrmiberunabhangig | Betreiberunabhangig
&340 Sonstiges * 13.900.00 [ Eetreiberunabhanaig
53 ..Leaslngz Mieten, Pachten *
3100 Grundstiicke
53200 Gebdud 99.071,00 J Botreiberunabhangig | Betreiberunabhangia
3300 Techn. Gerdte und Anlam 4.000,00 Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
54 Bewirtschaftung Grundstiicke
54110 \Heizung 32.699,00 Betreiberunabhangig
20 Elektro/Gas/Wasser 48.701,00 erunabhangig | Betreiberunabhangig
54200 Reinigung 36.600,00 nabhangig |
54300 Sachversicherungen 3.500,00 Betreiberunabhanagig
54400 Gebuhren/Beitrége/Steuern 7.052,00 Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
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|s4500 |Wartung Inventar
0 Sonst. Raum- und Grundstiickskosten | 2.38400 Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
55 |Haltung von Fahrzeugen
55100 Mieten / Leasing *
55200 Kraftstoff/Ol 160.539,00 [ Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig IF ahrzeugaufwendungen liegen beim Eigenbetrieb
5310 KFZ-Unfall-Reparaturen
|55320 KFZ-Rep / Wartung 104.953,00 [ Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
55400 KFZ-Bereifung / Zubehtr 16.405,00 J Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
55500 KFZ-Versicherungen 42.951,00 | Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
55600 Sonstige KFZ-Kosten * 9.307,00 10.000,00 9.307,00 lAnderung der Fahrzeugbeklebung (Entfernung der HO
55700 KFZ-Steuern Symbole)
Besondere Aufwendungen
Beschaffung Berufskleidung 40.598,00 71.000,00 40.598,00 Anderung der Schutzkleidung {Jacken, Westen)
Reinigung/Jnterhalt B kleidung 56.919,00 [ Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig fShirts/Pullover kénnen rollend ausgetauscht werden
Sonstige Aufwendungen 15,00 [ Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig fKalkuliert sind 600 - pro MA
Sachk der Qualitétssicherung * 10.100,00 0,00 PBeteiligung an der Qualitatsgemeinschaft des DRK-LV
Sachkosten MANY * Grofie Teile des DRK QMS sind jetzt schon in den
Vieitere Betriebsausgaben * 10.699,00 [ Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig fAufwandserstattungen des Eigenbetriebes enthalten
57000 Erstattung an Dritte (Tragehilfe Feuerwehr usw )
3.3 “Sonstige Kosten_ _ 1013.763 | 816,000 |  1.013.765 |
64 |Versicherungen/Schadensfille *
64100 Haftpflict ich g 3.950,00 Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
200 Unfallversicherung
64300 Sonstige Versicherungen
64400 Schadensfille
l
65 |Geschiftsausgaben
65100 Porto, Telefon- und Funkgebiihren 40.659,00 | Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig T elefonkosten der Rettungswachen und Leitstelle
65200 Rechts- und Beratungskosten * 2.000,00 Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangia
|65300 Abschl und Priifungskosten * 16.200,00 J Betreiberunabhangig | Betreiberunabhanaig flUahresabschluss, Betriebskostenprafungen
5400 Bl jal 7.000,00 Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig IR ettungswachenausstattung
65500 Kosten des Geldverkehrs * 100,00 Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig i
65600 W\ g EDV 5.909,00 7.000,00 5.909,00 JEinplanung auRerordentlicher EDV Wartungskosten
l65700 Sonstiger Verwaltungsaufwand 906.757,00 708.000,00 906.757,00 198 000 Euro Aufwandsreduzierung Verwaltungs-
I65900 Vordrucke/Fe I 8.569,00 IEc'trelberunabhanglg Betreiberunabhangig fkostenumlage der Hilfsorganisationen
|65900 Fachli 2.621,00 ] Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig 65700 weiterer Autwandsanteil Regionalleitstelle
F?U»DO Ersmﬂung Querschnittsamtskosten * 20.000,00 20.000,00 20.000,00 JLeistungsbeziehung zwischen EB und Landkreis
[A34___ Kalkulatonische Kosten - Sonstige Finanzausgaben _753.008,00 ||  750.008,00 |  753.008,00 |
8 Kalkulatorische Kosten *
68010 AfA Gebdud 73.345,00 ] Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig fiKelkulatorische Kosten fallen nur im Eigenbetrieb an
|68020 AfA Fahrzeu 370.401,00 J Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangia
68030 AfA A gen * 86.000,00 N Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
68040 AfA Med.-techn, Geréte 69.521,00 [ Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
IBBSOO Verzi 1g des Anlagekapital 94.642,00 [ Betreiberunabhangig | Betreiberunabhangig
Kalkulatorische Mieten *

Betreiberunabhangig

Betreiberunabhangig

Kommunalisierung

Ausschreibung

Grindungskosten in allen Betreibervarianten

Grilndungskosten - Vorlaufphase

Geschéftsfilhrung 0,00 0,00 0,00 Geschattsfuhrer Anlaufphase Aufwandsfrei
Ir gsdi e 0,00 0,00 0,00 JBesteht bereits {operative RDL, Wachenleiter)
Lehrrettung ist 0,00 1.200,00 0,00 ILIrn‘ bzw. Anmeldung der Lehmettungswachen
Lohnbuchhalt 0,00 1.980,00 0,00 120 MA x 16 50 Euro, sin Monat Vorlaut
Priifungskosten Erstpriifung 0,00 12.500,00 0,00 JErstorutung GmbH, steuerrechtliche Anfragen FA
notarielle Beurkundung 0,00 450,00 0,00
Eintragung Handelsregister 0,00 90,00 0,00
|Bekanntmachung 0.00 350,00 0.00
|Externe Begleitung Griindung/Ausschreibung 0,00 5.000,00 40.000,00 JPWC setzt fur die externe Begleitung eines europa-
|Ausschreibung fiir zusétzliches Personal 0,00 500,00 0,00 eiten Ausschreibungsverfahrens 75.000 Euro an
sonstige unvorhersehbare Kosten RD 0.00 15.000,00 10.000,00 Zusatzliche Kosten als Sicherheitspuffer
Einmalige Gesamtkosten Grilndung/Ausschreibun 0,00 37.070,00 50.000,00 Kommunalisierungskonzept ist bereits ausgearbeitet und
liegt dem EB zur Umsetzung vor
sonsﬂge Hrlanzausggben p-a IEelrIebskosten (fix)
Geschaftsfihrung/\Werkleitung 0,00 69.500,00 0.00 NG eschatsfuhrerkosten, Werkleiterkosten
1 zusétzliche Stelle Personalmanagem. /Controlling 0,00 45.000,00 0,00 Neine zusatziiche Planstelle for zusatzliche Aufgaben
Lohn- und Gehaltsabrechnung 0,00 24.000,00 0,00 Outsourcing im Vergabeverfahren (120 MA x 16.50)
Priifungskosten Jahresabschluss, Betriebskosten 0,00 6.000,00 2.500,00 Profungskosten GmbH bzw._ Hilfsorganisationen
Vernetzung Rettungsdienst und Kat. Schutz LK TF 0,00 2.000,00 2.000,00 Zukinftige Vemetzung Katastrophenschutz und RD
Rettungsdi e operativ 0,00 12.000,00 0,00 laufwandsentschadigung operative Rettungsdienst-
sonstige unvorhersehbare Betriebskosten []._00 5.000,00 0,00 Qleitung (zusatzlich zur bestehenden Vergatung RDL)
Isnnsﬂge Finanzausgaben nach Griindung/Ausschr 0,00 163.500,00 4.500,00
GmbH z.B. DRK lausschreibung: Auttragnehmerz. B. DRK
9.572.070,00 9.582.471,00 Gesamtkostenansatz

Aufwandsverdnderung Sachkosten Griindungsjahr

44.101.00

34.502.00

Im Folgejahr wird der DRK Tarnfabschluss angenommen

G esamtkostenentwicklung (Personalkosten bleiben
im Grundungsjahr aufgrund § 613a BGB urnverandert)




Werkleiter Eigenbetrieb RD
Ltr. Gunther Dlbe
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Ltr. Brand/Kat. Schutz
Kreisbrandmeister Gert Heine

Ltr. Rettungsdienst im EB
Denny Mieles

0
Stabstelle 50% Erstattung

Saskia Ulbricht

Koordinator Reg. LS Ltr. Personal & Orga. RW
Rudi Hinze RDBL

RW Mahlow, 15 MA
davon ein RW-Leiter

Allgemeine Verwaltung/
Organisation

Buchhaltung Finanzen EDV
Ina von Watzdorf

Dorit Bertram Ronald Ott RW Ludwigsfelde, 20 MA

davon ein RW-Leiter

\_/

Alice Raak RW Trebbin, 11 MA RW Zossen, 19 MA

B [ Landkreis

|:| Eigenbetrieb

- GmbH

davon ein RW-Leiter

RW Baruth, 9 MA
davon ein RW-Leiter

N () (O

RW Luckenwalde, 26 MA
davon ein RW-Leiter

)

RW Dahme, 9 MA

davon ein RW-Leiter

RW Petkus, 9 MA
davon ein RW Leiter

AR

RW Jiterbog,14 MA
davon ein RW-Leiter

S

davon ein RW-Leiter

YV

)
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	Anlage 1 von 3 GmbH-Satzung neu
	Gesellschaftsvertrag
	Rettungsdienst Teltow-Fläming GmbH
	§ 1  Firma und Sitz der Gesellschaft
	§ 2 Gegenstand und Zweck des Unternehmens
	(1) Der Gegenstand des Unternehmens ist die Organisation und Durchführung des bodengebundenen Rettungsdienstes für den Landkreis Teltow-Fläming nach der Maßgabe des Gesetzes über den Rettungsdienst im Land Brandenburg (BbgRettG) in der jeweils aktuell...
	(2) Das Unternehmen ist unter Maßgabe eines kostendeckenden Geschäftsbetriebes ausschließlich auf den öffentlichen Zweck gemäß dem BbgRettG ausgerichtet.
	(3) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die dem Zweck des Unternehmens unmittelbar dienen und förderlich sind.
	§ 3 Stammkapital
	(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 200.000 (in Worten: zweihunderttausend)
	(2) Von diesem Stammkapital übernimmt der Landkreis Teltow-Fläming einen Geschäftsanteil im Nennbetrag von EUR 200.000 (insgesamt 100% des Stammkapitals).
	§ 4 Vertretung und Geschäftsführung
	(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer.
	Ist nur ein Geschäftsführer vorhanden, so vertritt dieser die Gesellschaft alleine. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer gemeinsam oder durch einen Geschäftsführer zusammen mit einem Prokuristen ve...
	Einzelvertretungsbefugnis sowie die Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB können gewährt werden.
	(2) Die Geschäftsführung führt die Geschäfte der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nach Maßgabe der Gesetze, dieses Gesellschaftsvertrages sowie der Beschlüsse der Gesellschafterversammlung und der Geschäftsordnung für die Ges...
	(3) Die Geschäftsführung hat gemäß den Vorgaben der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg in der gültigen Fassung (BbgKVerf) zum Ende eines Geschäftsjahres für das folgende Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan dem Gesellschafter vorzulegen und gene...
	(4) Die Geschäftsführung hat dem Gesellschafter mindestens zweimal im Jahr zu berichten über:
	a) die beabsichtigte Geschäftspolitik und andere grundsätzliche Fragen der künftigen Geschäftsführung,
	b) den Gang der Geschäfte, insbesondere die Entwicklung von Umsatz und Kosten sowie die Liquidität der Gesellschaft,
	c) die Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liquidität der Gesellschaft bedeutsam sein können.
	(5) Zur Vornahme folgender Geschäfte ist die vorherige Zustimmung des Gesellschafters erforderlich:
	a) Gewährung von Versorgungszusagen,
	b) Erteilung und Entzug der Prokura oder Handlungsvollmacht,
	c) Erwerb Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten,
	d) Investitionen, die im Einzelfall über einen Betrag von 10.000,- Euro hinausgehen,
	e) Aufnahme oder Gewährung von Krediten, ausgenommen Lieferantenkredite,
	f) Gründung oder Verlegung von Betriebsstätten,
	g) Erwerb oder Veräußerung von Beteiligungen.
	§ 5  Gesellschafterversammlung
	(1) Die Einberufung der Gesellschafterversammlung hat durch die Geschäftsführung schriftlich an sämtliche Gesellschafter mit einer Frist von mindestens 4 Wochen zu erfolgen. Soweit die Ladung nicht persönlich übergeben wird, ist sie per Übergabeeinsch...
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